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INHALT EDITORIAL

KARRIERE IN DER JUSTIZ – WIE GEHT DAS?  

Liebe Leserinnen und Leser,

Was ist das eigentlich, Karriere 
in der Justiz? Die Aufstiegs-
möglichkeiten in der Justiz sind 
begrenzt. Seit Jahren fordert 
der DRB Verbesserungen, hat 
ein Stellenhebungskonzept 
erarbeitet, damit Richter und 
Staatsanwältinnen mehr und 
bessere Aufstiegsmöglichkeiten 
bekommen. Denn bessere Auf-
stiegschancen erhöhen die 
Attraktivität des Berufs Richter 

oder Staatsanwalt. Doch die öffentliche Hand muss sparen. 
Das gilt auch für so einen kleinen Etat wie den des Justizmi-
nisteriums. Warum also dieses Heft, wenn es nicht um Besol-
dung und Beförderungen geht? Ausgangspunkt unserer 
Überlegungen waren unter anderem Befragungen von 
Rechtsreferendaren. Danach geht es den angehenden Voll-
juristen auch darum, in ihrem Beruf etwas zu bewirken, sozi-
ale Anerkennung zu bekommen. Insofern ist die Justiz nach 
wie vor ein guter „Arbeitgeber“. Wir wollen Ihnen, liebe (junge) 
Leserinnen und Leser, deshalb einen kleinen Einblick geben, 
welche beruflichen Chancen Ihnen nach Ihrem Referendariat 
in der „Justizfamilie“ offenstehen, wie der „Gang nach Karls-
ruhe“ gelingt oder welche Möglichkeiten einer Abordnung 
bestehen. Außerdem: Immer mehr Gerichte und Staatsan-
waltschaften bekommen Sonderzuständigkeiten, und nicht 
zuletzt bieten auch europäische Institutionen Chancen bzw. 
Aufstiegsmöglichkeiten der etwas anderen Art. Wir geben 
Ihnen in diesem Heft einen Überblick, werden aber auch in 
den kommenden Ausgaben die eine oder andere Spezialisie-
rungsmöglichkeit in der Justiz vorstellen. Insofern möchte ich 
noch einmal auf unsere Ausgabe 3 mit dem Interview mit Dr. 
Daniel Vollmert, dem Leiter der ZeOS (Zentral- und Ansprech-
stelle für die Verfolgung Organisierter Straftaten) in Düssel-
dorf, verweisen. 

Darüber hinaus beschäftigen wir uns mit dem Familienzu-
schlag und empfehlen Ihnen unsere Buchbesprechungen. 
Wir schauen über den Tellerrand in die Ukraine, blicken 
zurück auf die 3. Ausgabe aus dem Jahr 1980 und auf 75 
Jahre NRW-Verfassung. 

Auch der Vorstand war nicht untätig. Besonders die Streit-
werterhöhung bei den Amtsgerichten und deren Auswirkung 
auf Pebb§y und die weiterhin hohe Belastung der Staatsan-
waltschaften nahmen in der Diskussion des Gesamtvorstan-
des bei der letzten Vorstandssitzung breiten Raum ein. Und 
dann gab es vor der Sommerpause des Landtages noch den 
vom Parlament gebilligten Antrag der Fraktionen von CDU 
und den Grünen, dass Richter ihren Ruhestand auf Antrag 
über 67 Jahre hinaus verlängern können. Begründet wird 
dieser angenommene Antrag damit, dass „Berufserfahrung 
und Expertise lebensälterer Richterinnen und Richter für die 
Justiz im Interesse der Rechtschutzsuchenden besser als 
bislang genutzt … werden sollten“. 

Das klingt fürsorglich für die Bürger. Man könnte aber auch 
vermuten, dass damit ein Sparprogramm intendiert ist. Der 
Haushalt schrumpft, der demografische Wandel könnte so 
aufgefangen werden, und man spart womöglich Stellen. 
Wenn man bösgläubig wäre, könnte man auch von einem 
Einstieg in eine generelle Verlängerung der Lebensarbeitszeit 
sprechen. Die Landesregierung erarbeitet einen entspre-
chenden Gesetzentwurf. Der Verband wird gehört werden 
und seine Sicht der Dinge einbringen. Wir werden berichten.  

Und zum Schluss: vergessen Sie nicht, uns zu schreiben, 
wenn Ihnen etwas gefallen oder missfallen hat, wenn Ihnen 
etwas fehlt oder wenn Sie einen Kommentar zu einem unse-
rer Berichte abgeben möchten. 
 

Ihre 

Sylvia Münstermann
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NEULICH IN ENNERWE ...

… wurden in Wesel schon 
wieder Tote aus dem Rhein 
geborgen, darunter kräftige, 
junge Männer, die bei Düs-
seldorf schwimmen gegan-
gen waren. „Unberechen-
bar“ sei der Rhein und 
„tückisch“, hieß es in der 
Nachricht. 

Ein naturbelassenes Gewäs-
ser fließt nie geradeaus, son-
dern mäandert dahin, schafft 

Inseln, gräbt Kolke, verändert ständig seinen Lauf. Vor Zeiten 
war dies auch Vater Rhein vergönnt. Da konnten z. B. die 
Römer in Xanten direkt am Lager in die Boote steigen. Seit 
über 150 Jahren ist der Rhein begradigt, eingedeicht und mit 
einer tiefen Fahrrinne versehen, damit auf seinem Rücken tau-
sende Tonnen Fracht von der Nordsee zu den Industriezentren 
und umgekehrt transportiert werden können. In der Bergfahrt 
peitschen riesigen Propeller das Wasser auf, damit die Fracht-
schiffe gegen die Strömung vorankommen. Zu Tal rauschen 
sie mit 25 km/h oder noch schneller, Zeit ist Geld. Der Fluss 
besteht fast immer aus tückischen Strudeln, Wellen und Was-
sersog. Auf der A 1 joggen zu gehen, kommt niemandem in 
den Sinn. Die „Bundeswasserstraße“ Rhein dagegen zieht 
immer wieder arglose, Erfrischung suchende Menschen an. 
Früher zog nur die blondgelockte Loreley Schiffer ins kalte 
Nass. Heutzutage ist der Strom überall zur Gefahr geworden. 
Was kann denn der Rhein dafür, dass er so tückisch ist ...

Sylvia Münstermann

NEUE MITARBEITER 
HERZLICH WILLKOMMEN 

Redaktionsarbeit macht Freude und eröffnet neue Perspekti-
ven. Deshalb möchten wir Sie einladen, zu unserer Redaktion 
zu stoßen. Wir treffen uns alle zwei Monate in Duisburg, um 
unsere nächsten Ausgaben zu besprechen. Das macht nicht 
nur Freude. Sie bekommen eine Aufwandsentschädigung, für 
Ihre Beiträge ein Zeilengeld, und Sie werden bewirtet. Nur Mut, 
die Fahrt nach Duisburg lohnt sich. Sie können auch einfach 
einmal reinschnuppern. Das verpflichtet zu nichts, aber viel-
leicht bekommen Sie Lust, an einer lesenswerten Verbands-
zeitschrift mitzuwirken. Sie sind herzlich willkommen. 
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TITELTHEMA

DER GANG NACH KARLSRUHE

„Dann geh ich nach Karlsruhe“ ist zum geflügelten 
Wort geworden, wenn eine (Prozess-)Partei bereit ist, 
einen Rechtsstreit bis zum Äußersten zu führen und 
ihn letztlich – aus Unzufriedenheit mit den Entschei-
dungen der Untergerichte – bis vor die höchste Ins-
tanz zu treiben. Eine plastischere Bedeutung erhält 
der „Gang nach Karlsruhe“ für Richter und Staatsan-
wälte, die als wissenschaftliche Mitarbeiter an das 
Bundesverfassungsgericht, den Bundesgerichtshof 
oder an die Bundesanwaltschaft abgeordnet werden. 
Nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 Erprobungsverordnung JM-
NRW kann die (Ersatz-)Erprobung in Nordrhein-West-
falen durch die Wahrnehmung von Aufgaben unter 
anderem bei den genannten Institutionen in Karlsruhe 
durchgeführt werden. Die Erprobungsdauer beträgt 
dann allerdings zwei Jahre statt neun Monate wie bei 
einer „regulären“ Erprobung bei einem Oberlandesge-
richt oder einer Generalstaatsanwaltschaft. Die 
Abordnungsdauer für wissenschaftliche Mitarbeiter 
beträgt zudem regelmäßig drei Jahre. Allerdings ist 
die Abordnung als wissenschaftlicher Mitarbeiter 
nicht an eine Erprobung (und die dafür erforderlichen 
weiteren Voraussetzungen) gebunden. So sind jeden-
falls beim BVerfG durchaus auch schon Abordnungen 
während der Proberichterzeit möglich, wobei die 
Abordnungsdauer dann meist kürzer ausfällt. Die Pro-
file der Tätigkeit als wissenschaftlicher Mitarbeiter – 
abgekürzt „Hiwi“ (wohl für Hilfswilliger) – beim BVerfG, 
BGH und GBA unterscheiden sich. 

Die 16 Bundesverfassungsrichter werden jeweils 
durch vier wissenschaftliche Mitarbeiter unterstützt. 
Wissenschaftliche Mitarbeiter am BVerfG stammen 
daher aus sämtlichen Gerichtszweigen, aber auch 
aus Behörden, von Universitäten, im Einzelfall aus 
Rechtsanwaltskanzleien oder unmittelbar aus dem 
Referendariat. Verfassungsrichter wählen ihre Mitar-
beiter selbst aus, und ihnen obliegt auch deren Beur-

teilung (§ 13 GO-BVerfG). Ein formalisiertes Bewer-
bungsverfahren existiert daher nicht. Zuweilen wird 
aber durchaus Werbung betrieben. Verfassungsspe-
zifische Vorkenntnisse, die über den Studienstoff hin-
ausgehen, sind nicht notwendig. Dem „Dritten Senat“, 
wie sich die wissenschaftlichen Mitarbeiter am BVerfG 
selbstbewusst nennen, kommt die Aufgabe zu, die 
Masse der beim BVerfG eingehenden Fälle aufzube-
reiten, Voten und Entscheidungsvorschläge zu verfas-
sen. Dies können sowohl zahlreiche Verfassungsbe-
schwerden sein, die schließlich ohne Begründung 
durch Kammerbeschluss nicht zur Entscheidung 
angenommen werden, oder aber umfangreiche 
Senatsverfahren, die sich über Jahre hinziehen. Da 
beim BVerfG kein Anwaltszwang besteht, ist die Qua-
lität der dort anfallenden Eingaben, die als Grundlage 
der Bearbeitung dienen, sehr unterschiedlich. Bei den 
Senatsberatungen dürfen die wissenschaftlichen Mit-
arbeiter (leider) nicht zugegen sein (§ 25 GO-BVerfG), 
pflegen aber einen engen Austausch mit dem jeweili-
gen Verfassungsrichter.

An den BGH werden wissenschaftliche Mitarbeiter 
aus alles Landesjustizen abgeordnet. Jedem Zivil- 
oder Strafsenat aus fünf bis acht Richtern sind drei 
bis vier wissenschaftliche Mitarbeiter zugeordnet, die 
„ihren“ Senat bei der Vorbereitung von Entscheidun-
gen und den organisatorischen Abläufen unterstützen 
und reihum den Beisitzern zuarbeiten. Die genaue 
Ausgestaltung der Tätigkeit wird dabei von den 
Usancen des Senats, dessen Sitzungs- und Bera-
tungsturnus und auch vom Rechtsgebiet bestimmt. 
Bei den Strafsenaten herrscht angesichts häufiger 
Beratungen eine stärkere „Präsenzpflicht“ vor Ort in 
Karlsruhe, während bei den Zivilsenaten verstärkte 
Heimarbeit keine Seltenheit ist. Für gewöhnlich erhal-
ten die Hiwis einzelne komplexere Verfahren zur inten-
siven, wissenschaftlich-vertieften und daher meist 
mehrwöchigen Bearbeitung. Auf Grundlage des Vor-
votums des Hiwis erstellt der jeweilige Berichterstat-
ter dann sein eigenes Votum. Höhepunkte der  
Hiwi-Tätigkeit sind die Senatsberatungen, die den 
Diskussions- und Argumentationsprozess zur Ent-
scheidungsfindung jener höchstrichterlichen (Leit-)
Entscheidungen miterleben lassen, die man sonst nur 
aus der Lektüre kennt. Eine aktive Beteiligung der 
wissenschaftlichen Mitarbeiter ist dabei durchaus 
gewünscht und geschätzt. Dies gilt zumal bei Verfah-
ren, in denen der Hiwi ein Vorvotum erstellt hat und 
seinen Lösungsvorschlag im Rahmen eines Aktenvor-
trags vorstellen und argumentativ verteidigen muss. 

TITELTHEMA

Vorkenntnisse in den Rechtsmaterien, die in die 
Zuständigkeit des jeweiligen Senats fallen, sind von 
Vorteil, aber nicht zwingend erforderlich, da ausrei-
chend Zeit besteht, sich einzuarbeiten. Für die Dauer 
der Abordnung muss man sich aber damit anfreun-
den können, nicht mehr selbst zu entscheiden und zu 
unterschreiben, sondern sich auch in der Rolle des 
bloßen Zuarbeiters wohlzufühlen.

Bei der Bundesanwaltschaft sind wissenschaftliche 
Mitarbeiter in den zwei Ermittlungsabteilungen, der 
Revisionsabteilung und der Abteilung für Leitungsauf-
gaben tätig. Eine Besonderheit besteht darin, dass – 
bei Bewährung – nach dem Ende der Abordnung eine 
Übernahme in die Bundesanwaltschaft unmittelbar in 
Betracht kommen kann.

Dem Hiwi-Dasein bei allen drei Institutionen ist 
gemein, dass neben der rein fachlichen Arbeit auch 
sonstigen Aspekten der (juristischen) Allgemeinbil-
dung, dem Austausch mit Kollegen anderer Bundes-
länder, dem Flair der „Residenz des Rechts“ in Karls-
ruhe sowie gemeinsamen Freizeitaktivitäten ein nicht 
zu unterschätzender Stellenwert zukommt. Je nach 
den persönlichen Umständen kommt für die Dauer 
der Abordnung ein kompletter Umzug nach Karlsruhe 
oder aber eine Zweitwohnung (ggf. auch nur einzelne 
Übernachtungen) in Betracht, deren Miete bis zu 
einer Bemessungsgrenze erstattet wird. Daneben 
kann Anspruch auf Trennungsgeld und Reisekosten-
erstattung für Heimfahrten bestehen, außerdem auf 

eine Bundeszulage. Die mit Zugfahrten üblicherweise 
verbundene „Freude“ ist jedoch ebenfalls in Rech-
nung zu stellen.

Wie lässt sich aber nun der „Weg nach Karlsruhe“ 
ebnen? Diese Frage ist schwer zu beantworten. Eine 
direkte Bewerbung ist weder beim BVerfG noch bei 
BGH und GBA möglich. Die Abordnung muss über 
das Land laufen. Alle drei Institutionen sind fortwäh-
rend interessiert, qualifizierte Kollegen für eine Abord-
nung als wissenschaftliche Mitarbeiter zu gewinnen. 
Teilweise werden Abordnungsmöglichkeiten landes-
weit ausgeschrieben, teils werden potentielle Bewer-
ber direkt angesprochen. Zuweilen laufen Interesse-
bekundungsverfahren. Das Kalkül der örtlichen 
Gerichtsverwaltung scheint mitunter ein anderes zu 
sein als das des Ministeriums, das Abordnungen sehr 
aufgeschlossen gegenübersteht. Wie so oft in der 
Justiz wird das „Prinzip des Gefragtwerdens“ prakti-
ziert. Eigeninitiative ist ungern gesehen und der 
Dienstweg einzuhalten. Gleichwohl empfiehlt es sich, 
den Wunsch nach einer Abordnung mit einer gewis-
sen Penetranz frühzeitig und wiederholt bei Personal-
gesprächen ins Spiel zu bringen, nach den genauen 
Voraussetzungen zu fragen und auch nach einer 
zunächst abschlägigen Antwort weiter zu insistieren, 
wenn man sich für diese Option interessiert. Beson-
dere fachliche Schwerpunkte und Spezialisierungen 
können hier ein Argument sein. Ein höheres Maß an 
Transparenz bei der Auswahl für Abordnungen wäre 
wünschenswert. 

INTERVIEW MIT VRIOLG ROBERT PAPST  

DIE GERICHTSSPRACHE IST ENGLISCH

Nein, die Autokorrektur hat nicht zugeschlagen. Die 
Überschrift wurde bewusst so gewählt. In der Tat 
kann man vor deutschen Gerichten in englischer 
Sprache verhandeln. Dazu sind sogenannte „Com-
mercial Chambers“ eingerichtet worden, nicht zu ver-
wechseln mit einer Kammer für Handelssachen. 
Angesichts dieser interessanten Einrichtung hat rista 
jemanden nach Einzelheiten der Arbeit in einer Com-
mercial Chamber gefragt, der sich damit auskennt, 
Herrn VRiOLG Robert Papst.

rista: Was ist das Besondere an Commercial 
Chambers?
Robert Papst: Nach § 184 GVG ist die Gerichts-
sprache deutsch. § 185 Abs. 2 GVG sah – und sieht 
weiterhin – lediglich vor, dass in Fällen, in denen unter 
Beteiligung von Personen verhandelt wird, die der 
deutschen Sprache nicht mächtig sind, von der Hin-
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zuziehung eines Dolmetschers abgesehen werden 
kann, wenn die beteiligten Personen sämtlich der 
fremden Sprache mächtig sind. Das Protokoll der 
mündlichen Verhandlung muss im Falle des § 185 
Abs. 2 GVG jedoch grundsätzlich weiterhin in deut-
scher Sprache abgefasst werden (§ 185 Abs. 1 GVG).

Die (einzige) Besonderheit der Commercial Chambers 
besteht nun darin, dass die Verfahren gemäß § 184a 
GVG (eingeführt durch das Justizstandort-Stärkungs-
gesetz zum 01.04.2025) auf übereinstimmenden 
Wunsch der Parteien vollständig in englischer Spra-
che geführt werden. Dies schließt sämtliche Schrift-
sätze, gerichtliche Verfügungen, Beschlüsse sowie 
Urteile, das Beweisverfahren und die mündliche Ver-
handlung nebst Protokollen ein. Die Einführung von 
Englisch als optionaler Verfahrenssprache vor Com-
mercial Chambers (und Commercial Courts) ist ein 
echter Paradigmenwechsel.

rista: Wie viele Landgerichte haben solche Kam-
mern?
Robert Papst: § 184a Abs. 1 GVG enthält eine Öff-
nungsklausel, die es den Landesregierunen freistellt, 
ob und an welchen Landgerichten Commercial 
Chambers eingerichtet werden. 

NRW hat in seiner Commercial-Court- und Commer-
cial-Chambers-Verordnung vom 1. April 2025 fol-
gende Commercial Chambers eingeführt (§ 2 
NRWComCouChambVO):
– �für den Oberlandesgerichtsbezirk Düsseldorf bei 

dem Landgericht Düsseldorf,
– �für den Oberlandesgerichtsbezirk Hamm bei den 

Landgerichten Bielefeld und Essen und
– �für den Oberlandesgerichtsbezirk Köln bei dem 

Landgericht Köln.

Um die NRW-weiten Zuständigkeitskonzentrationen 
nach § 21 JuZuVo NRW beizubehalten, werden lan-
desweit Streitigkeiten im Zusammenhang mit
– �Unternehmenstransaktionen mit einem Streitwert 

von mehr als 500 TEUR den Commercial Chambers 
des LG Düsseldorf, 

– �Informationstechnologie mit einem Streitwert von 
mehr als 100 TEUR den Commercial Chambers des 
LG Köln und

– �Erneuerbare Energien mit einem Streitwert von 
mehr als 100 TEUR den Commercial Chambers der 
Landgerichte Essen und Bielefeld

zugewiesen.

rista: Zurück zum Landgericht Düsseldorf: Wie 
viele Kammern gibt es dort?
Robert Papst: Am Landgericht Düsseldorf ist die 
24a. Zivilkammer als Commercial Chamber zustän-
dig. Für Streitigkeiten aus Unternehmenstransaktio-

nen mit einem Streitwert von mehr als 500 TEUR ist, 
soweit es sich um Handelssachen handelt, die 6. KfH 
als Commercial Chamber zuständig.

rista: Sind Commercial Chambers ihrer sachli-
chen Zuständigkeit nach Kammern für Handels-
sachen, oder gibt es da Besonderheiten?
Robert Papst: Der Begriff Commercial Chambers 
hat im Grundsatz nichts mit den Kammern für Han-
delssachen zu tun. § 184a GVG stellt es den Landes-
regierungen frei, die Bestimmung zu den Commercial 
Chambers auf Zivilkammern oder auf Kammern für 
Handelssachen zu beschränken. Werden Zivilkam-
mern als Commercial Chambers bestimmt, können 
die jeweiligen Beklagten nicht mehr gemäß § 98 GVG 
die Verweisung an die KfH beantragen. 

rista: Wie sind die Zuständigkeiten beim Land-
gericht Düsseldorf auf die Commercial Cham-
bers verteilt?
Robert Papst: Das bedeutet für das LG Düsseldorf: 
Wünschen die Parteien übereinstimmend, dass das 
Verfahren vollständig in englischer Sprache geführt 
wird, ist stets die 24a. Zivilkammer zuständig. Nur 
Handelssachen, bei denen es um Streitigkeiten aus 
Unternehmenstransaktionen mit einem Streitwert von 
mehr als 500 TEUR geht, können die Parteien nach 
den allgemeinen Regeln vor die 6. KfH bringen.

rista: Wissen Sie, wie viele Verfahren es in den 
Düsseldorfer Commercial Chambers im letzten 
Jahr gegeben hat? 
Robert Papst: Die Commercial Chambers sind erst 
mit der Commercial-Court- und Commercial-Cham-
bers-Verordnung vom 1. April 2025 eingeführt wor-
den. Meines Wissens gab es bislang noch keine Ver-
fahren vor der Commercial Chamber Düsseldorf.

rista: Laufen die Verfahren nach normalem ZPO-
Verfahrensrecht ab?
Robert Papst: Mit Ausnahme der Gerichtssprache 
laufen die Verfahren nach normalem ZPO-Verfahrens-
recht ab.

rista: Die Berufung geht zum OLG. Gibt es dort 
ein oder zwei auf englischsprachige Verhand-
lungen spezialisierte Senate?
Robert Papst: Ja. Für Berufungen gegen Urteile der 
Commercial Chambers des LG Düsseldorf (s. o. d. h. 
24a. ZK oder 2. KfH) ist ausschließlich der 28. Zivil-
senat der OLG Düsseldorf zuständig, deren Vorsit-
zender ich bin. Das Verfahren wird auch in der zwei-
ten Instanz vollständig in englischer Sprache geführt. 
Der Vollständigkeit halber: Im Übrigen bin ich auch 
Vorsitzender des Commercial Court-Senates des 
OLG Düsseldorf für gesellschaftsrechtliche und Post-
M&A-Streitigkeiten (Anm. der Redaktion: Streitigkei-
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ten nach Fusionen, Übernahmen etc.), der auf 
Wunsch der Parteien ebenfalls das Verfahren voll-
ständig in englischer Sprache zu führen hat.

rista: Wie sieht es beim BGH aus?
Robert Papst: Beim BGH existiert kein Spezialsenat 
für englischsprachige Verfahren. Im Übrigen hat der 
BGH ein Wahlrecht. Er entscheidet selbst, ob auf 
Antrag das Verfahren in englischer Sprache geführt 
wird (§ 184b Abs. 1 GVG). Auch wenn er einem ent-
sprechenden Antrag stattgibt, kann er jederzeit 
anordnen, dass das Verfahren in deutscher Sprache 
fortgeführt wird oder Teile der Verfahrensakte in die 
deutsche Sprache übersetzt werden (§ 184b Abs. 2 
ZPO).

rista: Gibt es Besonderheiten beim Materiellen 
Recht?
Robert Papst: Im Prinzip nicht. Die Kunst besteht 
darin, deutsches Recht in englischer Sprache inter-
national verständlich zu beschreiben.

rista: Inwieweit spielt ausländisches Recht in 
die Fälle hinein? Ggf. wie verschafft sich die 
Kammer die notwendigen Kenntnisse? 
Robert Papst: Insoweit bestehen keine Besonder-
heiten. Ist ausländisches Recht maßgeblich, müssen 
wir nach den allgemeinen Grundsätzen Rechtsgut-
achten hierzu einholen. 

rista: Wie schaffen Sie es, deutsche Rechtsbe-
griffe, die es so im englischen oder amerikani-
schen Recht nicht gibt, auf Englisch auszudrü-
cken? Gibt es da ein Spezialwörterbuch?
Robert Papst: Es gibt gewisse Usancen. Eine erste 
Orientierung bieten die Schriftsätze der Prozessbe-
vollmächtigten, wenn diese über eine entsprechende 
Expertise verfügen. Letzteres wird häufig der Fall sein, 
wenn sich die Parteien übereinstimmend für Englisch 
als Verfahrenssprache entscheiden. Auch die Über-
setzung des BGB auf der Website des BMJ bietet 
eine gewisse Orientierung. Ansonsten ist es m.E. 
üblich, zur Vermeidung von Missverständnissen die 

deutschen Rechtsbegriffe oder bei legal definierten 
Begriffen die entsprechenden Rechtsnormen in Klam-
mern hinzuzusetzen.

rista: Können Sie – natürlich ohne die Beteilig-
ten identifizierbar zu machen – ein oder zwei 
typische Fälle nennen, die bei den Commercial 
Chambers verhandelt werden?
Robert Papst: Da es noch keine Verfahren vor den 
Commercial Chambers gibt, kann ich noch keine Bei-
spiele aus der Praxis berichten. Ich kann mir Verfah-
ren vor der Commercial Chamber sehr gut z. B. bei 
Post-M&A-Streitigkeiten vorstellen. 

rista: Wie kommt ein Verfahren zu einer Com-
mercial Chamber?
Robert Papst: Die Commercial Chamber ist zustän-
dig, sobald die Parteien ausdrücklich oder stillschwei-
gend Englisch als Verfahrenssprache vereinbart 
haben oder sich der Beklagte in seiner Klageerwide-
rung rügelos in englischer Sprache einlässt. Soll ein 
Verfahren in englischer Sprache geführt werden, 
muss die Klageschrift dies angeben (§ 606 S. 1 ZPO). 
Eine bereits getroffene Sprachwahl ist in der Klage-
schrift darzulegen (§ 606 S. 2 ZPO). Das soll der Dis-
ziplinierung der Parteien dienen, sich möglichst vorab 
ausdrücklich auf die Verfahrenssprache zu verständi-
gen.

rista: Was sind häufige Gründe dafür?
Robert Papst: Es wird regelmäßig um grenzüber-
schreitende Geschäfte, z. B. um Unternehmenstrans-
aktionen, gehen. Wenn ein ausländisches Unterneh-
men etwa ein Unternehmen in Deutschland erwirbt, 
dann wird in den entsprechenden Verträgen häufig 
eine Schiedsklausel vereinbart, die Englisch als Spra-
che des Schiedsverfahrens festlegt, auch wenn der 
Vertrag deutschem Recht unterliegt. Entsprechendes 
erhoffen wir uns für Gerichtsstandsvereinbarungen in 
Unternehmenstransaktionsverträgen.

rista: Was passiert, wenn eine Partei doch wie-
der auf deutsch verhandeln möchte, etwa weil 
sie ihre Englischkenntnisse überschätzt hat? 
Wie ist es z. B. wenn ein Streithelfer einem Ver-
fahren beitritt, der kein verhandlungssicheres 
Englisch beherrscht und daher eine Verhand-
lung in deutscher Sprache möchte.?
Robert Papst: Hierfür ist in § 184a Abs. 3 und 4 
GVG sowie § 607 ZPO Vorsorge getroffen worden. 
Ein Dolmetscher oder Übersetzer kann in jedem Sta-
dium des Verfahrens hinzugezogen werden, sofern 
dies im Einzelfall erforderlich ist. Im Übrigen bleibt es 
den Parteien unbenommen, in deutscher Sprache 
vorzutragen, sofern sie dies ausdrücklich oder still-
schweigend vereinbart haben oder keine der Parteien 
unverzüglich widerspricht (§ 184 a Abs. 3 GVG). Wird 

TITELTHEMATITELTHEMA

ein Dritter als Nebenintervenient oder im Wege der 
Streitverkündung einbezogen oder soll das Urteil 
Rechtskraft für und gegen einen Dritten entfalten, so 
ist auf Antrag des Dritten ein Dolmetscher hinzuzuzie-
hen (§ 184 a Abs. 4 GVG). In einem in englischer Spra-
che geführten Verfahren gilt ein englischsprachiger 
Schriftsatz, der die Einbeziehung eines Dritten in den 
Rechtsstreit bewirken soll, im Übrigen als nicht zuge-
stellt, wenn der Dritte die englische Sprache nicht ver-
steht und der Zustellung deshalb binnen zwei Wochen 
gegenüber dem Gericht widerspricht (§ 607 ZPO).

rista: Wie ist Ihre Erfahrung? Funktioniert das 
Verhandeln in englischer Sprache oder hat man 
doch ab und zu das Gefühl, eine Partei hätte 
etwas nicht richtig verstanden? Darf das Gericht 
dann vorübergehend in Deutsche wechseln?  
Robert Papst: Aus Schiedsverfahren weiß ich, dass 
die Verfahrensführung in englischer Sprache sehr gut 
funktioniert, wenn alle Verfahrensbeteiligten über eine 
entsprechende Sprachkompetenz verfügen. Dies ist 
zu erwarten, wenn sich beide Seiten auf Englisch als 
Verfahrenssprache geeinigt haben. Im Übrigen kann 
das Gericht ja in jedem Stadium des Verfahrens einen 
Dolmetscher oder Übersetzer hinzuziehen, sofern 
dies im Einzelfall erforderlich ist.

rista: Kann umgekehrt ein Verfahren von einer 
normalen KfH oder einer anderen Zivilkammer 
an eine Commercial Chamber verwiesen wer-
den?
Robert Papst: Sobald sich die Parteien auf Englisch 
als Verfahrenssprache ausdrücklich, stillschweigend 
oder im Wege der rügelosen Einlassung geeinigt 
haben, sind und bleiben die Commercial Chambers 
zuständig. 

rista: Wie sieht es mit Schreibkräften bei Gericht 
aus? Gibt es Kanzleikräfte, die Englisch beherr-
schen? Auch die Geschäftsstellen müssen ja 
den Schriftsätzen einige Angaben entnehmen, 
um sie in den Computer einzutragen. Funktio-
niert das?
Robert Papst: Hierfür ist gesorgt. Im Übrigen wer-
den derzeit landesweit die in der Praxis wichtigsten 
Verfügungen in englischer Sprache einheitlich erstellt.

rista: Wie funktioniert die Vollstreckung eines 
englischsprachigen Urteils; wird für den 
Gerichtsvollzieher eine Übersetzung des Tenors 
beigefügt?
Robert Papst: Um englischsprachige Urteile und 
Beschlüsse im Inland reibungsfrei vollstrecken zu 
können, kann jede Partei beantragen, vollstreckbare 
gerichtliche Entscheidungen ins Deutsche übersetzen 
zu lassen (§ 608 I 1 ZPO). Das Gericht kann diese 
Übersetzung auf Rubrum und Tenor beschränken  

(§ 608 I 2 ZPO) und es dem Gläubiger überlassen, 
erforderlichenfalls eine einfache Übersetzung der 
Gründe beizubringen. Die Übersetzung ist untrennbar 
mit der englischsprachigen Entscheidung zu verbin-
den (§ 608 I 3 ZPO). Weicht die Übersetzung von der 
englischsprachigen Entscheidung ab, ist Letztere 
maßgeblich. Die Übersetzungskosten sind Kosten 
des Rechtsstreits (§ 91 I 1 ZPO). Für gerichtliche Ver-
gleiche gelten nach § 608 II ZPO ähnliche Regeln.

rista: Jetzt zu Fragen, die viele Leser sicherlich 
besonders interessiert: Wie kommt man an eine 
Commercial Chamber? Muss man einen Auf-
nahmetest in englischer Sprache machen, falls 
man nicht einen Universitätsabschluss in Jura 
von einer englischen oder amerikanischen Uni-
versität in der Tasche hat? Vielleicht können Sie 
und/oder einer Ihrer Beisitzer den individuellen 
Weg in die Commercial Chamber kurz skizzie-
ren?
Robert Papst: Die entsprechenden Kollegen werden 
von den Personalverantwortlichen identifiziert und 
sind sozusagen handverlesen. Die Sprachkompetenz 
folgt regelmäßig aus entsprechenden Auslandsauf-
enthalten, Auslandsabschlüssen oder einer Arbeit in 
englischer Sprache in international tätigen Anwaltsso-
zietäten. Eines Aufnahmetests bedarf es nicht. Ich 
selbst habe vor meiner Indienststellung 5 Jahre – hier-
von ein Jahr in London – als Anwalt in einer internatio-
nalen Anwaltssozietät vorwiegend in englischer Spra-
che gearbeitet. 

rista: Gibt es im Land genügend Bewerber, die 
von Anfang an sprachlich ausreichend qualifi-
ziert sind?  
Robert Papst: Die nordrhein-westfälische Justiz ver-
fügt allein aufgrund ihrer großen Personalstärke 
bereits über genügend Richter mit entsprechender 
Sprachkompetenz. 

rista: Gibt es Fortbildungsmöglichkeiten in Eng-
lisch in der Justizakademie? Sind diese dazu da, 
das Schulenglisch auf das notwendige Niveau 
zu heben, um komplizierte Sachverhalte zu ver-
stehen und auch ein Urteil auf Englisch abfas-
sen zu können. 
Robert Papst: Konkrete Fortbildungsmaßnahmen 
werden von der Justizakademie des Landes NRW in 
Recklinghausen bereits erarbeitet. 

rista: Was raten Sie einem jungen Richter, die 
nur mittlere Englischkenntnisse besitzt, aber 
trotzdem in eine Commercial Chamber möchte, 
weil ihn die Materie reizt?
Robert Papst: Eine ausreichende Sprachkompetenz 
ist m.E. unerlässlich. Diese lässt sich durch die Fort-
bildungsmaßnahmen, die die Justizakademie bald 
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Mit Recht ankommen – 
das Onboarding-Programm 
Für viele junge Richterinnen und Richter ist der Start 
in den richterlichen Dienst ein ebenso bedeutender 
wie herausfordernder Schritt. Meist bedeutet dies 
den Wechsel vom Referendariat in den Berufsalltag. 
Doch wie fühlt es sich an, wenn die Theorie endet 
und die Realität beginnt? Wenn Entscheidungen ab 
sofort echte Auswirkungen haben? Wenn der Blick in 
die Akte keine Prüfungsfrage mehr ist, sondern echte 
Verantwortung bedeutet? 

Der Bezirk des Oberlandesgerichts Hamm hat sich 
diesen berechtigten Fragen angenommen und Ant-
worten gefunden, die weit über eine Willkommens-
mappe zum Berufsstart hinausgehen. Dazu gehören 
die „Richterfibel“ als Leitfaden für den Berufseinstieg, 
ein Crashkurs gegen Lampenfieber, ein Mentoring-
Programm als zusätzliche Unterstützung, ein redu-
ziertes Pensum zur Entlastung sowie Fortbildungen, 
die auf die ersten Erfahrungen abgestimmt sind. 

Damit junge Richterinnen und Richter einen reibungs-
losen Start erleben, ermöglicht die sogenannte „Rich-
terfibel“ eine gezielte Vorbereitung bereits vor dem 
offiziellen Dienstantritt. Nach erfolgreichem Abschluss 
des Auswahlverfahrens am Oberlandesgericht Hamm 
erhalten die neuen Kolleginnen und Kollegen diese 

Handreichung mit wertvollen Tipps für die ersten 
Wochen im Dienst, Mustertexten für Verhandlungs-
protokolle und Informationen über die Gerichte des 
gesamten Bezirks. Um ihre Aktualität zu gewährleis-
ten, wird die Richterfibel kontinuierlich an neue Ent-
wicklungen angepasst.

Daneben vermittelt ein eigens konzipierter Crashkurs 
unmittelbar vor Dienstantritt grundlegende Kennt-
nisse, beispielsweise zur richterlichen Verfügungs-
technik, zur Handhabung der elektronischen Akte 
oder zu den in der Justiz verwendeten Computerpro-
grammen. Als Dozentinnen und Dozenten fungieren 
Proberichterinnen und Proberichter aus den Perso-
nal- und IT-Dezernaten des Oberlandesgerichts 
Hamm. Ihre Nähe zum eigenen Berufseinstieg macht 
sie dabei zu authentischen und zuverlässigen 
Ansprechpartnern. 

Die eigentliche Tätigkeit beginnt unter strukturell ent-
lastenden Bedingungen. Ein reduziertes Pensum in 
den ersten sechs Monaten schafft Zeit für die Einar-
beitung. Wer seine berufliche Laufbahn am Landge-
richt beginnt, wird darüber hinaus regelmäßig einer 
Ausbildungskammer zugeteilt, das heißt einer Zivil-
kammer, die regelmäßig mit Berufsanfängerinnen und 
Berufsanfängern besetzt ist. Die erfahrenen Vorsit-
zenden kennen die typischen Herausforderungen der 

„BERUFUNG“ ANGENOMMEN

BERUFSEINSTIEG UND ENTWICKLUNGSMÖGLICHKEITEN 
IM OLG-BEZIRK HAMM 

anbieten wird, auffrischen und verfeinern. Eine aus-
reichende Basis sollte m. E. in jedem Fall vorhanden 
sein.

rista: Gibt es genügend Rechtsanwälte mit ent-
sprechenden Sprachkenntnissen, insbesondere 
auch außerhalb international tätiger Großkanz-
leien?
Jedenfalls an den großen Anwaltsstandorten, z. B. 
Düsseldorf, Frankfurt a.M., Hamburg und München, 
gibt es genügend Rechtsanwälte mit entsprechenden 
Sprachkenntnissen auch in deutschen, und zwar 
auch in mittelständischen deutschen Anwaltssozietä-
ten.

rista: Treten auch ausländische Anwälte auf? 
(Hintergrund: EU-Anwälte dürfen EU-weit  
auftreten, nur UK und USA sind halt nicht in der 

EU.) Dürfen UK- oder USA-Anwälte neben deut-
schen Kollegen auftreten?
Das wird sich zeigen. Jedenfalls dann, wenn materiel-
les deutsches Recht im Vordergrund steht, ist das 
Auftreten ausländischer Anwälte kaum zu erwarten. 
Ich gehe davon aus, dass die Commercial Chambers 
v.a. mit grenzüberschreitenden Sachverhalten befasst 
sein werden, die einen starken Bezug zum deutschen 
Recht aufweisen. Hierfür werden die Prozessparteien 
m. E. häufig auf die Expertise deutscher Rechtsan-
wälte vertrauen. Wie gesagt, es gibt genügend deut-
sche Rechtsanwälte mit den erforderlichen Sprach-
kenntnissen. Es gibt m.E. deutlich weniger ausländi-
sche Rechtsanwälte mit profunden Kenntnissen von 
deutschem Recht.

Herr Dr. Papst, wir danken Ihnen für das aus-
führliche und informative Interview. 

Anfangszeit und stehen den neuen Kolleginnen und 
Kollegen mit Rat und Unterstützung zur Seite. Beglei-
tet wird die Anfangszeit zudem von einem dichten 
Netz kollegialer Unterstützung, die im Bezirk des 
Oberlandesgerichts Hamm großgeschrieben wird. 
Dies wird durch die hohe Zahl an Neueinstellungen in 
den vergangenen Jahren ermöglicht. Neben den 
erfahrenen Kolleginnen und Kollegen gibt es in jedem 
Gerichtsbezirk zahlreiche junge Richterinnen und 
Richter, die den Einstieg gerade selbst durchlaufen 
haben und für Rückfragen unkompliziert zur Verfü-
gung stehen. 

Die Anfangszeit des Proberichterdienstes wird dane-
ben von vier mehrtätigen Fortbildungstagungen mit 
weiteren Kolleginnen und Kollegen aus ganz Nord-
rhein-Westfalen begleitet, den sogenannten „Richter-
staffeln“. In Workshops, praktischen Übungen und 
Diskussionsrunden erhalten die Teilnehmenden viele 
Tipps für die mündliche Verhandlung und eine effizi-
ente Verfahrensführung. Die Veranstaltungen dienen 
aber nicht nur der fachlichen Vertiefung, sondern 
auch dem Austausch über Bezirksgrenzen hinweg. In 
der Praxis hat sich dabei ein kollegialer Geist entwi-
ckelt, der an die Dynamik von Klassenfahrten erinnert. 
Daneben bieten die Justizakademie des Landes 
Nordrhein-Westfalen und die Fortbildungsabteilung 
des Oberlandesgerichts Hamm zahlreiche weitere 
Veranstaltungen an, etwa zur Einarbeitung bei Dezer-
natswechseln oder zum Umgang mit Spezialmate-
rien. Fortbildungen sind dabei kein Add-on, sondern 
Teil des beruflichen Selbstverständnisses. Deshalb 
bleibt das Angebot vielfältig – von IT-Themen bis zu 
Fragen richterlicher Ethik.

Ein Herzstück des Onboarding-Prozesses ist das 
Mentorenkonzept des Bezirks. Der erste Durchlauf 
einer mündlichen Verhandlung ist oft ein Meilenstein 
und fühlt sich manchmal wie ein Sprung ins kalte 
Wasser an. Umso wichtiger ist es, jemanden an sei-
ner Seite zu wissen, der sagt: „Ich bin da, wenn du 
Fragen hast.“ Genau das leisten die Mentorinnen und 
Mentoren des Oberlandesgerichtsbezirks. An jedem 
der zehn Landgerichte des Bezirks steht eine erfah-
rene Richterin oder ein erfahrener Richter den neuen 
Proberichterinnen und Proberichtern in den ersten 
Dienstmonaten für Fragen und Hilfestellungen auf 
Augenhöhe zur Verfügung. Das im Jahr 2024 an den 
Landgerichten ins Leben gerufene Konzept wird von 
den jungen Richterinnen und Richtern, insbesondere 
aufgrund der gelebten Vertraulichkeit, einstimmig 
begrüßt. Wer hingegen im Rahmen des Pilotprojekts 
als Einzelrichter/-in am Amtsgericht startet, wird 
sogar von einem persönlichen Mentor oder einer 
Mentorin begleitet, die durch ein reduziertes Pensum 
zusätzlichen Spielraum für intensive Unterstützung 
erhalten.

Begleitend zum Mentorenkonzept gibt es seit einem 
Jahr Proberichtersprecherinnen und -sprecher in 
jedem Gerichtsbezirk des Oberlandesgerichts Hamm. 
Einmal im Jahr werden pro Bezirk neue Proberichter-
sprecherinnen und -sprecher aus dem Kreis der jun-
gen Kolleginnen und Kollegen gewählt. Sie fungieren 
als Bindeglied zwischen den Berufsanfängerinnen 
und -anfängern und der Verwaltung. Die Interessen-
vertretung endet dabei nicht an den Gerichtstüren. 
Zweimal jährlich kommen die Proberichtersprecherin-
nen und -sprecher mit dem Personaldezernenten des 
Oberlandesgerichts Hamm zu einem Erfahrungsaus-
tausch zusammen, um ihre Anliegen gebündelt 
gegenüber der Verwaltung des Oberlandesgerichts 
vorzubringen. Für die Personalverantwortlichen sind 
sie ernstzunehmende Stimmen – nicht nur symbo-
lisch, sondern auch praktisch. 

Zum Ende des ersten Dienstjahres findet in Hamm 
außerdem auch der sogenannte „Transfertag“ statt. 
Ziel ist es, das bestehende Fortbildungs- und Unter-
stützungsangebot kritisch zu prüfen und weiterzuent-
wickeln. Die Rückmeldungen der jungen Kolleginnen 
und Kollegen sind dabei eine wichtige Quelle für mög-
liche Anpassungen.

Den Abschluss des Onboarding-Prozesses bilden die 
Kamingespräche mit der Präsidentin des Oberlan-
desgerichts Hamm. In offener und vertrauensvoller 
Atmosphäre werden dabei Erfahrungen und Verbes-
serungsvorschläge aus der bisherigen Proberichter-
zeit ausgetauscht. Die Präsidentin des Oberlandes-
gerichts Gudrun Schäpers nutzt diese Gelegenheit 
gerne, um den persönlichen Kontakt herzustellen und 
den neuen Kolleginnen und Kollegen ihre Wertschät-
zung und Verbundenheit zu übermitteln. Mehrere 
aktuelle Maßnahmen – darunter das Konzept der Pro-
berichtersprecherinnen und -sprecher sowie das 
Mentorenprogramm – sind bereits direkt aus Anre-
gungen solcher Gesprächsrunden hervorgegangen.

Entwicklung mit Perspektive – die 
verschiedenen Einsatzmöglichkeiten  
Neben einem gelungenen Berufsstart ist es das 
erklärte Ziel, den jungen Richterinnen und Richtern 
auch langfristig Entwicklungsperspektiven zu eröff-
nen. Die Einsatzplanung während der Proberichterzeit 
ist bewusst so gestaltet, dass sie Einblicke in unter-
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schiedliche gerichtliche Tätigkeitsbereiche ermöglicht 
und somit eine fundierte Entscheidung für die spätere 
Verwendung unterstützt.

Im ersten Dienstjahr erfolgt regelmäßig ein Einsatz in 
einem zivilrichterlichen Dezernat am Landgericht. 
Eine Ausnahme stellt der Ersteinsatz an den beiden 
Präsidialamtsgerichten in Essen und Dortmund dar. 
Im zweiten Jahr schließt sich der Wechsel an ein 
Amtsgericht oder – bei einem Start am Amtsgericht – 
der Wechsel an ein Landgericht an. Dort kann – je 
nach Bedarfslage – auch ein strafrichterliches, betreu-
ungsrechtliches oder familienrechtliches Dezernat 
übernommen werden. Im dritten Jahr wird der Einsatz 
entweder am Amtsgericht fortgesetzt oder es erfolgt 
eine Rückkehr an das Landgericht. Dieses bewusst 
gestufte Rotationsmodell eröffnet den Proberichterin-
nen und Proberichtern die Möglichkeit, verschiedene 
Rechtsgebiete und Spruchkörper in der täglichen 
Praxis kennenzulernen. Ziel ist es, die Vielfalt richterli-
cher Tätigkeitsfelder erfahrbar zu machen und den 
richtigen Platz im späteren Berufsleben bewusst wäh-
len zu können.

Begleitet wird diese fachliche Bandbreite durch die 
Möglichkeit, auch alternative Tätigkeitsfelder inner-
halb der Justiz näher kennenzulernen. Bereits in der 
Proberichterzeit sind Abordnungen daher ausdrück-
lich erwünscht – etwa an ein Ministerium, die Justiz-
prüfungsämter oder in die Verwaltung des Oberlan-
desgerichts. Allein am Oberlandesgericht Hamm sind 
derzeit elf Proberichterinnen und Proberichter als sog. 

„richterliche Mitarbeiter/-innen“ in den unterschied-
lichsten Dezernaten eingesetzt, zum Beispiel in den 
Dezernaten für Personalangelegenheiten, Gesetzge-
bung, IT, Disziplinarsachen oder Schadenssachen. 
Ebenso besteht die Möglichkeit, im Rahmen eines 
Laufbahnwechsels für ein Jahr als Staatsanwältin 
oder Staatsanwalt tätig zu werden. Dies ist vor allem 
für Richterinnen und Richter spannend, die ihre 
Zukunft im Strafrecht sehen und einen vertieften Ein-
blick in die Vorgänge und Arbeitsabläufe der Staats-
anwaltschaften bekommen möchten. Daneben 
haben die jungen Kolleginnen und Kollegen immer die 
Möglichkeit, neben Ihrer Rechtsprechungstätigkeit 
Referendararbeitsgemeinschaften zu leiten und die 
praktische Ausbildung von Referendarinnen und 
Referendaren zu übernehmen. Dies bietet eine tolle 
Möglichkeit für diejenigen, die Spaß daran haben, das 
eigene Wissen an andere weiterzugeben. 

Diese verschiedenen Einsätze ermöglichen einen ver-
tieften Blick hinter die Kulissen der Justizverwaltung 
und erweitern den fachlichen wie organisatorischen 
Horizont über die unmittelbare Spruchrichtertätigkeit 
hinaus. So lassen sich nicht nur verwaltungsinterne 
Abläufe besser verstehen, sondern auch eigene Nei-
gungen frühzeitig erkennen und individuelle Entwick-
lungsperspektiven gezielt ausgestalten.

Fazit
Im Bezirk des Oberlandesgerichts Hamm wird richter-
licher Nachwuchs nicht nur eingestellt, sondern ernst 
genommen, gefördert und auf Augenhöhe begleitet. 
Wer hier seinen Berufsweg beginnt, profitiert von 
einem klaren Rahmen, verlässlicher Unterstützung 
sowie einem Umfeld, das Offenheit, Entwicklung und 
Mitgestaltung ausdrücklich fördert und ermöglicht. 
Das macht den Bezirk zu einem Ort, an dem neue 
Kolleginnen und Kollegen nicht nur ankommen, son-
dern auch tatsächlich weiterkommen.

Joline Lichtenberg
Richterliche Mitarbeiterin 

Der folgende „Werbeblock“ richtet sich gerade an die-
jenigen, die aus tiefer Überzeugung Staatsanwältin, 
Staatsanwalt, Richterin oder Richter geworden sind. 
An diejenigen, die sich für diesen Beruf nicht zuletzt 
als aktiven Beitrag zum Rechtsstaat und als Dienst an 
der Gesellschaft entschieden haben. Niemand soll in 
dieser Berufswahl irregemacht werden, sondern ich 
will Sie ganz im Gegenteil darin bestärken und aufzei-
gen, was die Justiz ihren Richterinnen und Richtern, 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälten an Möglichkei-
ten für einen zeitweisen Einsatz „ohne Robe“ zu bieten 
hat und warum alle diese Verwendungen Sie persön-
lich und die Justiz insgesamt weiterbringen werden.

Einblick in höchste nationale Rechtspre-
chungs- und Strafverfolgungsebene
Los geht’s mit den ja doch noch sehr nah am „Kern-
geschäft“ befindlichen Abordnungen zu den Gerichten 
des Bundes und zur Bundesanwaltschaft: Eine Abord-
nung zum Bundesverfassungsgericht, zum Bundes-
gerichtshof, Bundesverwaltungsgericht, Bundessozi-
algericht, Bundesarbeitsgericht oder Bundesfinanzhof 
bietet die Gelegenheit zur wissenschaftlichen Mitarbeit 
an höchstrichterlicher Rechtsprechung und bundes-
einheitlicher Rechtsfortbildung sowie zum unmittelba-
ren Kennenlernen von Arbeits- und Sichtweise der 
Revisionsinstanz. Gleiches gilt für die Bundesanwalt-
schaft. Hier sind vor allem Staatsschutzverfahren, 
aber auch Revisionen zum Bundesgerichtshof zent-
rale Themen. Wer hier tätig ist, gewinnt nicht nur 
besondere Erfahrungen, sondern auch wertvolle Kon-
takte in die Sicherheitsarchitektur des Bundes.

Europa erleben – zwischen Union, 
Menschenrechten und Völkerrecht
Aber auch auf europäischer Ebene bietet die Justiz 
zahlreiche interessante Abordnungsmöglichkeiten zu 
Gerichten und Strafverfolgungsbehörden, bei denen 
der Austausch mit den Kolleginnen und Kollegen aus 
ganz Europa nicht nur den juristischen, sondern auch 
den kulturellen Horizont erweitert. Der Gerichtshof der 
Europäischen Union in Luxemburg ermöglicht es, an 
der verbindlichen Auslegung des Unionsrechts mitzu-
wirken. Wer hier arbeitet, schärft ihr oder sein unions-
rechtliches Verständnis und erlebt das Zusammen-
spiel mit den nationalen Rechtsordnungen unmittel-
bar. Am Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
in Straßburg wirken Sie an Verfahren mit, in denen 
zentrale Grund- und Menschenrechte Europas zur 
Wirksamkeit gebracht werden. Bei EUROJUST in Den 

Haag steht die grenzüberschreitende 
Strafverfolgung im Mittelpunkt: in einem 
internationalen Kollegium werden kom-
plexe Ermittlungen in Europa koordiniert. 

Rechtspolitik mitgestalten –  
Verwaltungserfahrung vertiefen
Und schließlich bestehen vielfältige Abord-
nungsmöglichkeiten in Rechtspolitik und 
Verwaltung. Auf Bundesebene sind insbe-
sondere das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz in Berlin und das ihm nachgeord-
nete Bundesamt für Justiz in Bonn, aber auch das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales, zu dessen 
Geschäftsbereich die Arbeits- und die Sozialgerichts-
barkeit gehören, ständig an der Mitwirkung von Rich-
terinnen, Richtern, Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälten aus den Ländern interessiert. Diesen werden 
nicht nur spannende Einblicke in die Rechtspolitik und 
(Justiz-)Verwaltung des Bundes geboten, sondern Sie 
haben echte Gestaltungsmöglichkeiten bei Bundes-
gesetzen und deutscher Mitwirkung an europäischer 
Rechtsetzung. Idealerweise können Sie mithelfen, die 
Fehler des Gesetzgebers auszubügeln, die Sie bei der 
Rechtsanwendung schon immer gestört haben.

Vergleichbares gilt auf Landesebene für eine Abord-
nung nach Düsseldorf ins Ministerium der Justiz, in die 
Staatskanzlei oder die Landtagsverwaltung. Für Erste-
res muss ich schon kraft Amtes Werbung machen, tue 
es aber auch aus voller Überzeugung. Denn die enge 
Anbindung an unsere Gerichte, Staatsanwaltschaften 
und Vollzugsbehörden macht die DNA des Ministeri-
ums aus: das Personal des JM besteht zu rund 40 % 
aus Kolleginnen und Kollegen, die nur zeitweise aus 
dem „Geschäftsbereich“ hierher abgeordnet sind, und 
lediglich zu gut 60 % aus Plankräften – von denen in 
der Laufbahngruppe 2 wiederum alle vor ihrer Verset-
zung ans JM viele Jahre lang Richterinnen, Richter, 
Staatsanwältinnen, Staatsanwälte, Rechtspflegerin-
nen, Rechtspfleger oder Vollzugsbeamtinnen und 
-beamte waren.

Summary für eilige Leserinnen und Leser
Kurzgefasst mache ich Ihnen folgendes Versprechen: 
Ob nun als Erprobung oder nicht – eine zeitweise Sta-
tion „ohne Robe“ wird nicht nur ein Gewinn für Sie 
sein, sondern auch Sie bleiben in dieser Zeit ein 
Gewinn für die Justiz und den Rechtsstaat. In diesem 
Sinne: hoffentlich bis bald! 

EINSATZ FÜR DIE JUSTIZ –  
ZEITWEISE AUCH „OHNE ROBE“

Kay  Holtgrewe
JM-NRW
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Vom 25. bis 27. April 2025 fand in Berlin das diesjäh-
rige Seminar des Deutschen Richterbundes für junge 
Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte statt. Rund 30 Teilnehmende aus 
allen Bundesländern kamen auf Einladung des DRB 
zusammen und bekamen einen Überblick über Karri-
eremöglichkeiten innerhalb und außerhalb der klassi-
schen Gerichtsbarkeit, praxisnahe Erfahrungsbe-
richte und fundierte Fachvorträge geboten. Die Mög-
lichkeit zum direkten Austausch mit Referentinnen 
und Referenten, das kollegiale Umfeld sowie das 
gelungene Rahmenprogramm machten das Seminar 
zu einem Format, welches Orientierung bot und zur 
aktiven Mitgestaltung der Justiz motivierte.

Vielfältige Möglichkeiten durch 
Abordnungen an Bundesgerichte 
und -behörden
Ein zentrales Anliegen des Seminars war es, jungen 
Kolleginnen und Kollegen berufliche Perspektiven 
außerhalb der klassischen Arbeit in der Gerichtsbar-
keit aufzuzeigen. Den Auftakt bildete ein Besuch im 
Bundesministerium der Justiz (BMJ). Anja Schüller 
(Referat Z A 1) und Richter am VG Dr. Christoph 
Wurm (aktuell an das BMJ abgeordnet) informierten 
über die Möglichkeit, sich an unterschiedliche Abtei-
lungen des Ministeriums abordnen zu lassen – etwa 
in den Bereichen Zivilrecht, Strafrecht, Öffentliches 
Recht oder der Rechtspflege. Ausführlich und per-
sönlich berichteten beide Referenten über die Einbli-
cke hinter die politischen Kulissen, die man im Rah-
men einer Abordnung von drei Jahren erhält. Es 
wurde über die Herausforderungen berichtet, die bei 
der Begleitung von Gesetzgebungsprozessen beste-
hen, und über die Möglichkeit, an Themen aktueller 
politischer Diskurse aktiv mitzuarbeiten. 

Im Anschluss referierte Richterin am BGH Dr. Desirée 
Dauber über die dreijährige Abordnung zum BGH. 
Abgeordnete werden dort einem Senat zugeordnet 
und arbeiten eng mit den Senatsmitgliedern zusam-
men. Die Tätigkeit umfasst die Erstellung detaillierter, 
wissenschaftlich fundierter Voten zu anhängigen Ver-
fahren und erfordert eine besonders tiefgehende juris-
tische Analyse – teilweise ähnlich einer Doktorarbeit. 
Der enge persönliche Austausch mit den Richtern 
des Senats prägt die tägliche Arbeit maßgeblich.

Eine weitere Möglichkeit der Abordnung wurde von 
Oberstaatsanwältin beim Generalbundesanwalt 
Frauke Köhler-Bartols und Staatsanwältin Hannah 

Brunschier, selbst derzeit dort abgeordnet, vorge-
stellt: Die Abordnung zum Generalbundesanwalt. Die 
Referentinnen schilderten den Bewerbungsprozess 
sowohl für Richterinnen und Richter als auch für 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte und den typi-
schen Ablauf der dreijährigen Abordnungszeit. Abge-
ordnete arbeiten in der Regel zwei Jahre in einer 
Ermittlungsabteilung sowie ein Jahr in der Bearbei-
tung von Revisionsverfahren. Alternativ können auch 
die gesamten drei Jahre in der Revisionsabteilung 
verbracht werden. Die inhaltliche Zuweisung erfolgt 
bedarfsorientiert, berücksichtigt jedoch so weit mög-
lich individuelle Interessen und fachliche Präferenzen. 
Den Abschluss dieses Themenblocks bildete der 
Erfahrungsbericht von Richterin am Sozialgericht Dr. 
Sandra Heidenreich über ihre derzeitige Tätigkeit als 
wissenschaftliche Mitarbeiterin am BVerfG. Sie 
berichtete von ihrem Arbeitsalltag, welcher durch 
umfangreiche und umfassende wissenschaftliche 
Recherche zur Vorbereitung verfassungsrechtlicher 
Entscheidungen geprägt ist. Dr. Heidenreich erzählte 
vom Teamspirit der wissenschaftlichen Mitarbeiten-
den am BVerfG (inoffiziell der „dritte Senat“) und die 
gemeinsamen Unternehmungen und Veranstaltun-
gen. Die wissenschaftlichen Mitarbeitenden aller Bun-
desgerichte in Karlsruhe seien durch unzählige Ver-
anstaltungsreihen, Sport-Treffs, Weinabende und vie-
les weitere in engem Austausch und würden sich bei 
der Wohnungssuche und weiteren Themen unterstüt-
zen. 

Besonders wertvoll für uns Veranstaltungsteilnehmer 
waren die Erfahrungsberichte der derzeit abgeordne-
ten Referenten. Die authentischen Einblicke in den 
tatsächlichen Arbeitsalltag ermöglichten es, sich ein 
realistisches Bild von Aufgaben, Abläufen und Anfor-
derungen zu machen. Darüber hinaus bestand auch 
im persönlichen Gespräch nach den Vorträgen Gele-
genheit, vertiefende Fragen zu stellen – ein Angebot, 
das dankend angenommen wurde.

Weitere zentrale Themen: 
Beurteilungen, Ethik und Verbandsarbeit
Neben den Abordnungen und Karriereperspektiven 
widmete sich das Seminar auch grundsätzlichen Fra-
gen der beruflichen Praxis. So wurden in einem Bei-
trag zu „Beurteilungen“ in der Justiz die rechtlichen 
Grundlagen und die teils erheblichen Unterschiede in 
der praktischen Anwendung zwischen den Bundes-
ländern beleuchtet. In der anschließenden Diskussion 
wurde deutlich, dass insbesondere Fragen der Nach-

TITELTHEMA

ERFAHRUNGSBERICHT ZUM DIESJÄHRIGEN JURISTA-SEMINAR DES 
DEUTSCHEN RICHTERBUNDES IN BERLIN

„BANGE MACHEN ZÄHLT NICHT“

vollziehbarkeit, Transparenz und Vergleichbarkeit von 
Beurteilungen für viele Teilnehmende von großer 
Bedeutung sind.

Einen weiteren Impuls lieferte Claudia Cerreto, Vize-
präsidentin des LG Neuruppin, zum Thema Berufs-
ethik. Ihr Beitrag beleuchtete die ethischen Anforde-
rungen und möglichen Dilemmata, denen sich Richte-
rinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte im Berufsalltag gegenübersehen. Der 
Vortrag regte zur Reflexion über das eigene Rollenver-
ständnis an und wurde engagiert diskutiert.

Darüber hinaus stellten Katja Stoll und Susanne Blech 
die Struktur und Arbeitsweise des Deutschen Richter-
bundes vor und erläuterten Möglichkeiten der Mitwir-
kung. Insbesondere junge Kolleginnen und Kollegen 
wurden ermutigt, sich frühzeitig auch verbandsintern 
zu engagieren und so die Entwicklungen der Justiz 
aktiv mitzugestalten.

Gemeinsames Programm: 
Austausch in angenehmer Atmosphäre
Neben dem fachlichen Input kam auch der kollegiale 
Austausch nicht zu kurz. Bereits der Empfang im 
DRB-Haus am Freitagabend bot Gelegenheit zum 
Kennenlernen in informeller Runde. Ein besonderer 
Höhepunkt war das gemeinsame Abendessen am 
Samstagabend an der „Mutter aller Tische“ in der 
Arminius-Markthalle in Berlin-Moabit. In lebendiger 
Atmosphäre konnten die Teilnehmenden Kontakte 
über Bundesländergrenzen hinweg knüpfen und 
Gespräche aus dem Tagesprogramm vertiefen. Die 
großzügige Einladung, das gute Essen und das offene 
Miteinander trugen wesentlich zur guten Stimmung 
des Seminars bei.

Krönender Abschluss: Vortrag von der 
Präsidentin des BGH, Bettina Limperg
Den krönenden Schlusspunkt setzte am Sonntagvor-
mittag der Vortrag von Bettina Limperg. In einem per-
sönlichen Rückblick erzählte sie aus den Stationen 
ihres beruflichen Werdegangs und sprach über Her-
ausforderungen und Entscheidungen in ihrer frühen 
Laufbahn. Unter dem Motto „Bange machen zählt 
nicht“ ermutigte sie die Teilnehmenden, Verantwor-
tung in der Justiz zu übernehmen und die eigene 
Rolle nicht nur verwaltend, sondern auch gestaltend 
zu verstehen. 

TITELTHEMA
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Auf Grundlage der Schlussfolgerungen des Europäi-
schen Rates in Tampere im Herbst 1999 wurde Euro-
just mit Beschluss des Rates der Europäischen Union 
vom 28. Februar 2002 gegründet und nahm wenige 
Monate später seine Arbeit auf. Der Beschluss wurde 
2018 durch eine EU-Rechtsverordnung abgelöst.

Organisation
Bis auf Dänemark, für das eine Sonderregelung 
besteht, entsenden alle EU-Mitgliedstaaten jeweils ein 
nationales Mitglied sowie stellvertretende Mitglieder 
und Assistenten und Assistentinnen zu Eurojust. In 
einer Fortsetzung dieses Artikels soll das Thema „wie 
komme ich zu Eurojust?“ näher beleuchtet werden. 
Jetzt geht es mehr um die Organisation und die 
Frage, „wie kommt mein Verfahren zu Eurojust?“ 
Diese Mitglieder sind in der Regel nationale Justizbe-
dienstete oder Staatsanwälte und stellen das Binde-
glied zwischen Eurojust und dem Justizapparat des 
jeweiligen Landes dar. Wenn es um Management-
funktionen geht, kommt noch ein Repräsentant der 
EU-Kommission hinzu, der auch einen Sitz in den 
Lenkungsgremien (College/Kollegium von Eurojust 
und das executive board) hat. 

Ferner haben derzeit 12 Drittstaaten Verbindungs-
staatsanwälte und -Staatsanwältinnen zu Eurojust 
entsandt, und zwar Albanien, Georgien, Island, Mol-
dawien, Nordmazedonien, Montenegro, Norwegen, 
Serbien, Schweiz, Ukraine, USA.

Die Gesamtheit der nationalen Mitglieder bildet das 
Eurojust-Kollegium. Bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
hält das Kollegium regelmäßig Sitzungen ab, um die 
Aktivitäten von Eurojust und andere relevante The-
men zu diskutieren und abzustimmen. An den Sitzun-
gen nehmen neben den nationalen Mitgliedern ein 
Vertreter der Kommission sowie der Verwaltungsdi-
rektor von Eurojust teil, der kein Stimmrecht hat. Dar-
über hinaus kann die Europäische Staatsanwaltschaft 
(EVP) auch ohne Stimmrecht an Sitzungen teilneh-
men, die für ihre Aufgaben von Bedeutung sind, was 
de facto aber nicht vorkommt. Auch weitere natürli-

che und juristische Personen können zu bestimmten 
Treffen als Beobachter eingeladen werden.

Das Kollegium wählt einen Präsidenten und zwei 
Vizepräsidenten. Am 12. November 2024 wurde das 
nationale Mitglied für Österreich, Michael Schmid, 
zum Präsidenten gewählt. Der Präsident beruft die 
Sitzungen des Kollegiums ein und leitet sie. Auch 
informiert er das Kollegium über wichtige Angelegen-
heiten. Daneben überwacht er die Verwaltung. Auch 
bilden der Präsident und die Vizepräsidenten zusam-
men mit 2 Mitgliedern des Kollegiums und einem  
Vertreter der EU-Kommission den Vorstand, der das 
Kollegium unterstützt und dem bestimmte Verwal-
tungsentscheidungen vorbehalten sind, z. B. Verwal-
tungsstrukturen zu ändern. 

Die Verwaltung von Eurojust wird von einem Verwal-
tungsdirektor geleitet, der ebenfalls vom Kollegium 
gewählt wird. 

Zum besseren Verständnis seien zwei andere Organi-
sationen auf dem Gebiet der Rechtspflege erwähnt, 
die möglicherweise mit Eurojust verwechselt werden 
können. 

Es gibt die Europäische Staatsanwaltschaft, welche 
bereits erwähnt wurde. Nicht alle EU-Staaten sind 
dort Mitglied; ihr Sitz ist Luxemburg.

Sie ist eine unabhängige Einrichtung der Europäi-
schen Union zur Bekämpfung von Straftaten zum 
Nachteil der finanziellen Interessen der Union. Ziel ist 
die effektive Bekämpfung von grenzüberschreiten-
dem Mehrwertsteuerbetrug sowie von Betrug, Kor-
ruption und Geldwäsche mit EU-Finanzmitteln.

Ein weiterer Begriff in diesem Zusammenhang ist das 
Europäische Justizelle Netz in Strafsachen. Auch die-
ses dezentrale Netzwerk soll die Zusammenarbeit 
nationaler Behörden in Strafsachen erleichtern. Diese 
Aufgabe ist der von Eurojust durchaus ähnlich. 

Im Gegensatz zu Eurojust verfügt das Europäische 
Justizielle Netz (EJN) nicht über eine zentrale Organi-
sation; die verantwortlichen Beamten der nationalen 
Kontaktstellen in den Mitgliedstaaten kommen regel-
mäßig zu gemeinsamen Treffen zusammen. Jeweils 
ein Treffen pro Jahr findet im Land der Ratspräsident-
schaft der Europäischen Union und in Den Haag statt. 

AGENTUR DER EUROPÄISCHEN UNION FÜR JUSTIZIELLE  
ZUSAMMENARBEIT IN STRAFSACHEN

EUROJUST

Ein unabhängiges Sekretariat des EJN ist bei Eurojust 
in Den Haag eingerichtet. 

Zu den zentralen Aufgaben von Eurojust gehört die 
Bearbeitung von Fällen (cases). Sie können auf 
Anfrage von nationalen Justizbehörden, der Europäi-
schen Staatsanwaltschaft oder auch durch Eurojust 
selbst eröffnet werden. Eurojust koordiniert die Ermitt-
lungen in den betroffenen Ländern ggf. auch unter 
Einbeziehung von Drittstaaten. Europol, also das 
Gegenstück auf Polizeiebene, wird ggf. ebenfalls ein-
gebunden. Es finden Koordinierungssitzungen mit 
den beteiligten nationalen Behörden statt, wo Instru-
mente wie der Europäische Haftbefehl, die Europäi-
sche Ermittlungsanordnung, Rechtshilfeersuchen, 
Beschlagnahmeanordnungen etc. abgestimmt wer-
den. Solche Sitzungen können als Präsenzveranstal-
tungen in Den Haag oder als Videokonferenzen statt-
finden. Es können auch länderübergreifende Ermitt-
lungsteams gebildet und gemeinsame Zugriffstage 
abgestimmt werden. Dabei muss natürlich immer 
berücksichtigt werden, unter welchen Voraussetzun-
gen bestimmte Maßnahmen in welchem Staat zuläs-
sig sind. Da kann es durchaus Unterschiede geben. 

Eurojust selbst ist allerdings keine Ermittlungsbe-
hörde, sondern koordiniert nur deren Zusammenar-
beit. 

Alle Mitgliedstaaten sind verpflichtet, Eurojust mit 
allen notwendigen Informationen zu versorgen. Sie 
sind übrigens verpflichtet, ihre nationalen Mitglieder 
bei Eurojust über Fälle in bestimmten Kriminalitätsbe-
reichen, z. B. Drogenhandel und Korruption, zu infor-
mieren, die mindestens 3 Mitgliedsstaaten betreffen. 

Ein weiterer Aspekt ist, dass mit Hilfe von Eurojust 
eine Einigung darüber getroffen werden kann, wel-
cher Staat einen bestimmten Täter verurteilt. Inner-
halb der EU gilt länderübergreifend der ne-bis-in-
idem-Grundsatz. Nationale Gerichte können sich 
daher ins Gehege kommen. 

In einem zweiten Teil des Berichtes über Eurojust 
wird sich rista mit den Stellen beschäftigen, die es 
dort für deutsche Richter und Staatsanwälte gibt 
und wie man konkret zu Eurojust kommt. Es ist 
geplant, dass er im nächsten Heft erscheinen 
wird. 
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FAMILIENZUSCHLAG

Seit dem 01.12.2022 hängt die Höhe des Familien-
zuschlags Stufe 2 und 3 (also bei einem bzw. zwei 
Kindern) maßgeblich vom jeweiligen Wohnort und der 
damit korrespondierenden Mietenstufe ab. Der Besol-
dungsgesetzgeber möchte hiermit die vom Wohnort 
abhängenden unterschiedlichen Lebenshaltungskos-
ten berücksichtigen. Es drängt sich jedoch die Frage 
auf, ob die unterschiedliche Gestaltung der Besol-
dung je nach Wohnort diesem Ziel gerecht wird.

Dabei ist bereits umstritten, ob die Besoldung über-
haupt von der jeweiligen Lebenssituation abhängig 
sein sollte.

Der DRB hat in seinen 10 Leitsätzen zur Neuordnung 
der Besoldung 2021 hierzu klar Stellung bezogen und 
gefordert, dass die Angemessenheit der Besoldung 
allein am jeweiligen Amt zu bemessen ist. Die Besol-
dung müsse – unabhängig von Familienstand und 
Kinderzahl sowie unabhängig von Wohn- oder Dienst-
ort – angemessen, attraktiv und wettbewerbsfähig 
sein. Die Angemessenheit der Besoldung sei grund-
sätzlich durch die Höhe des Grundgehalts zu sichern. 
Diese sei so auszugestalten, dass sie an jedem Ort 
Deutschlands einen dem Amt angemessenen 
Lebensstandard sichert. Familien- oder ortsbezogene 
Zuschläge könnten grundsätzlich nicht zur Angemes-
senheit der Besoldung führen, sondern nur dazu die-
nen, in einzelnen Situationen extrem hohe Lebenshal-
tungskosten auszugleichen.

Selbst wenn man aber mit dem Besoldungsgesetz-
geber der Meinung sein sollte, ortsabhängige Famili-
enzuschläge könnten die Besoldung von Richtern 
und Beamten mit Kindern auf ein verfassungsgemä-
ßes Niveau heben, dürften die bestehenden 
Zuschläge dieser Anforderung kaum gerecht werden.
Dabei ist der Grundgedanke, dass nämlich der 
Lebensstandard in wirtschaftlicher Hinsicht maßgeb-
lich von der Anzahl der Kinder abhängt, natürlich 
nachvollziehbar. Denn diese führen in aller Regel zu 
erheblich höheren Lebenshaltungskosten. Den Fami-
lienzuschlag dann aber allein vom jeweiligen Wohnort 
abhängig zu machen, was ein hehrer Versuch der 
Einzelfallgerechtigkeit sein mag, erscheint jedoch in 
vielerlei Hinsicht inkonsequent. Die Festlegung einer 
Mietenstufe hängt nämlich allein vom Mietpreisniveau 
in der jeweiligen Stadt oder dem Landkreis ab.

Die zusätzlichen Kosten, die einer Familie durch Kin-
der entstehen, resultieren jedoch keinesfalls aus-

schließlich aus den vom jeweiligen Wohnort abhängi-
gen Wohnkosten. Neben den Kosten für Lebensmit-
tel, Drogerie-Produkte und Schulbedarf, die noch 
vom Kindergeld bzw. dem Grundstock des Familien-
zuschlags abgedeckt sein mögen, hängt auch die 
Höhe diverser weitergehender Ausgaben keineswegs 
vom Wohnort ab. So kostet ein größeres Familienauto 
auf dem Land sicher nicht weniger als beim Händler 
in der Stadt. Mitgliedschaften in Sport- oder anderen 
Vereinen werden kaum deutlich unterschiedliche Bei-
träge fordern, und das hierfür erforderliche Equipment 
kostet ebenfalls überall (und im Internet) gleich viel. 
Nicht zuletzt der Urlaub wird mit Kindern spürbar teu-
rer, und zwar unabhängig davon, ob er in einem klei-
nen Dorf oder in der Großstadt beginnt. Dabei soll 
hier keineswegs gefordert werden, der Dienstherr 
müsse seinen Richtern und Beamten Luxusurlaube 
ermöglichen. Den Gastgebern der Ferienwohnung in 
den Alpen, der Bretagne oder auf den Balearen wird 
aber bei seiner Preisgestaltung kaum interessieren, in 
welche Mietenstufe sein Gast eingeordnet wird.

Ein ganz wesentlicher Kostenfaktor ist daneben, 
jedenfalls im Kleinkindalter, die Kinderbetreuung bei 
Tageseltern oder in der Kita. Wie hoch diese Kosten 
ausfallen und ob (teilweise) Befreiungen von Kita-
Gebühren gewährt werden, hängt maßgeblich vom 
Wohnort ab. Denn die jeweiligen Gebührenordnun-
gen werden von den Kommunen in eigener Verant-
wortung verabschiedet, sodass die finanzielle Aus-
stattung der Betreuungseinrichtungen und die Frage 
etwaiger Befreiungen maßgeblich vom Zustand der 
kommunalen Haushalte abhängt.

Gleichzeitig gilt damit aber auch, dass sich die Situa-
tion theoretisch jederzeit ändern kann. Für die (teil-
weisen) Befreiungen von Kita-Gebühren bzw. Eltern-
beiträgen haben einige Bundesländer, darunter auch 
Nordrhein-Westfalen, bislang auf Bundesmittel in 
Höhe von über 2 Mrd Euro jährlich zurückgegriffen. 
Durch eine Änderung des Kita-Gesetzes stehen diese 
Mittel seit Januar 2025 nur noch zur Sicherung und 
Gewinnung von Fachkräften zur Verfügung. Die Län-
der müssen fortan die ihnen entstehenden Kosten, 
um Beiträge zu senken, selbst aufbringen. In Zeiten 
klammer Haushalte ist dies freilich keine Selbstver-
ständlichkeit. In Nordrhein-Westfalen wurden bislang 
764.000 Betreuungsplätze mit insgesamt 428 Mio 
Euro bezuschusst, wovon immerhin 151 Mio Euro 
vom Bund beigesteuert wurden.

Ein schönes Beispiel dafür, wie allein wegen der 
unterschiedlichen Gebührenordnungen für die Kin-
derbetreuung die Besoldung eines Richters/Staats-
anwalts in fast unmittelbarer Nachbarschaft in den 
Städten Düsseldorf und Duisburg auffällig unter-
schiedlich auskömmlich sein kann, soll das folgende 
Beispiel zeigen. Es ist dabei auch deshalb gewählt 
worden, weil sehr wahrscheinlich gleich eine Vielzahl 
von Besoldungsempfängern betroffen sein könnten, 
die in Duisburg leben und in Düsseldorf arbeiten oder 
aber umgekehrt.

Wir betrachten hierzu zwei Familien mit jeweils zwei 
Kindern im Alter von 3 und 5 Jahren, die beide die 
Kita besuchen und hierfür einen Betreuungsplatz im 
Umfang von 45 Stunden haben. Die Familien leben 
beide in einer 100m² großen Wohnung. Jeweils ein 
Elternteil bezieht R1, Erfahrungsstufe 6, das zweite 
Elternteil verdient 42.000 Euro brutto im Jahr (=3.500 
Euro/Monat). Die Elternteile habe die Steuerklassen 3 
und 5 zugunsten der R1-Besoldung gewählt.

Während die eine Familie im Düsseldorfer Norden im 
Stadtteil Angermund wohnt, lebt die andere Familie 
im Duisburger Süden im Stadtteil Rahm. Hierdurch 
können unsere beiden Familien in einer Entfernung 
von weniger als 2 Kilometern voneinander leben.

Während für den Familienzuschlag für unsere Familie 
in Düsseldorf die Mietenstufe VI gilt, richtet sich der 
Familienzuschlag für die Duisburger Familie nach Mie-
tenstufe III. Hierdurch ergeben sich für die R1-Besol-
dung folgende (auf volle Euro-Beträge gerundete) 
Werte:

Wohnort	 Duisburg	 Düsseldorf
Grundbesoldung	 6.126 	 6.126 €
Fam.-Zuschlag 1	 169 €	 169 €
Fam.-Zuschlag 2	 195 €	 604 €
Fam.-Zuschlag 3	 633 €	 712 €
Gesamt (brutto)	 7.123 €	 7.611 €

Bei den in unseren beispielhaft gewählten Familien 
ergibt sich unter Berücksichtigung des Einkommens 
des zweiten Elternteils und bei gemeinsamer Veranla-
gung ein durchschnittlicher Steuersatz von ca. 25%, 
sodass netto in etwa ein Unterschied von 366 Euro 
(5.708-5.342) verbleibt.

Unter Zugrundelegung der vom Immobilienportal 
ImmoScout24 ausgewiesenen durchschnittlichen 
Mietpreise für Wohnungen in Duisburg-Rahm  
(9,11 €/m²) einerseits und Düsseldorf-Angermund 
(11,56 €/m²) andererseits verbleibt der Düsseldorfer 
Familie schon bei der isolierten Betrachtung der 
Wohnkosten bei einer 100 m² großen Wohnung 
(Netto-Kaltmiete 911 Euro vs. 1.156 Euro) nach Steu-
ern ein Plus von monatlich 121 Euro.

Unsere Düsseldorfer Familie kommt zudem in den 
Genuss, für Kinder ab ihrem 3. Geburtstag keine Kita-
Gebühren aufwenden zu müssen, während die in 
Duisburg wohnende Familie für ihr fünfjähriges Kind 
232 Euro und für das dreijährige Geschwisterkind 
immerhin noch 58 Euro Kita-Gebühren aufwenden 
muss. Hiermit hat die Duisburger Familie mit exakt 
gleichem „Zuschnitt“ am Ende jeden Monats 411 
Euro weniger zur Verfügung als ihr Pendant in Düssel-
dorf. Dabei sei erwähnt, dass der Unterschied bei 
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einer weniger guten Wohnlage in Düsseldorf noch 
deutlich größer ausfallen könnte. Die Stadtteile Anger-
mund in Düsseldorf und Rahm in Duisburg wurden 
hier bewusst wegen ihrer unmittelbaren Nachbar-
schaft gewählt-

Vergleicht man den ländlichen Raum mit den Groß-
städten Düsseldorf und Köln, kann die Differenz dabei 
noch höher ausfallen. Zwischen die Mietenstufen I 
und VI tut sich beim Familienzuschlag der Stufe 3 (2 
Kinder) gar eine Differenz von brutto fast 700 Euro 
auf.

Dabei bedeutet günstig wohnen im ländlichen Raum 
(in dem sich öfter niedrige Mietenstufen finden lassen) 
regelmäßig, auf ein Auto angewiesen zu sein. Bei 
zwei Berufstätigen sind es häufig sogar zwei Autos, 
um die Wege zur Kita, zur Arbeitsstelle, zum Super-
markt etc. zuverlässig zu ermöglichen. In Städten, in 
denen regelmäßig höhere Mietenstufen gelten, lässt 
sich der Alltag wegen kürzerer Wege und deutlich 
besser ausgebautem Nahverkehr durchaus auch 
ohne Auto bewältigen. Derlei Kosten, die unmittelbar 
mit der Wohnsitzwahl zusammenhängen, finden 
jedoch offenbar bei Bemessung des Familienzu-
schlags über die Mietenstufe keine Berücksichtigung. 
Dabei dürfte es keine Seltenheit sein, dass der güns-
tigere Wohnort gerade deshalb gewählt wird, weil in 
der Stadt keine bezahlbare Wohnung bzw. kein 
bezahlbares Haus zu finden ist und die Arbeitsstelle 
häufig weiterhin in der nächsten größeren Stadt liegt. 
Je weiter entfernt dann der Wohnsitz liegt, desto 
geringer ist in der Regel die Mietenstufe, aber umso 
höher fallen gleichzeitig die Kosten fürs Pendeln aus.
Schließlich sei noch der Hinweis erlaubt, dass selbst-
verständlich Sonderregelungen in Fällen erforderlich 
sind, in denen der Wohnsitz des Richters/Beamten 
außerhalb der Grenzen des Bundesgebiets liegt. Dies 
dürfte gerade in NRW mit seinem Grenzverlauf zu den 

Niederlanden und Belgien kein krasser Ausnahmefall 
sein. Nach § 58 Abs. 1 Satz 2 LBeamtVG NRW ist für 
die Bemessung des Familienzuschlags in diesem 
Falle die Mietenstufe maßgeblich, der die Gemeinde 
am Dienstsitz der obersten Dienstbehörde des Ver-
sorgungsberechtigten angehört. So dürfen sich als 
Bewohner günstiger kleiner Ortschaften in den Nach-
barländern, die in NRW in den untersten Mietenstufen 
wiederzufinden wären, über Familienzuschläge nach 
Düsseldorfer bzw. Kölner (OLG-Sitz als oberste 
Dienstbehörde) Größenordnung erfreuen, ohne mit 
entsprechend hohen Kosten belastet zu sein.

Letztlich zeigt sich aus verschiedenen Gründen, dass 
die Wahl des Wohnorts im Geltungsbereich einer 
niedrigeren Mietenstufe keineswegs zu entsprechend 
geringeren Lebenshaltungskosten führen muss. Das 
ausgeführte Beispiel zeigt sogar, wie dieser Versuch 
der möglichst hohen Einzelfallgerechtigkeit zu einem 
ganz erheblichen Auseinanderfallen des frei verfügba-
ren Einkommens einer kleinen Familie führen kann. 
Letztlich erscheint das Experiment, die Besoldung von 
Beamten/Richtern vom jeweiligen Wohnort abhängig 
zu machen, gescheitert. Jedenfalls bleiben hierbei 
einige Faktoren evident unberücksichtigt, durch die 
eine höhere Einzelfallgerechtigkeit nicht erreicht wer-
den kann. Es handelt sich hierbei scheinbar um einen 
verzweifelten Versuch, die Besoldung im Einzelfall auf 
einem Niveau zu halten, welches den Anforderungen 
an die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts zur Angemessenheit der Besoldung gerade 
noch gerecht wird. Es bleibt zu hoffen, dass diesem 
Versuch zeitnah ein Ende gesetzt wird und die Besol-
dung von Familien wieder unabhängig von einer Mie-
tenstufe gestaltet wird, die schon nach dem Wortsinn 
lediglich Wohnkosten berücksichtigt, andere wesent-
liche Kostentreiber aber außen vor lässt.

BERUF AKTUELL REZENSION

Nach „Recht und Literatur“ (2015) sowie den nachfol-
genden Darstellungen von Recht und amerikanischer 
(2017), britischer (2019), französischer (2021) sowie 
italienischer, spanischer und russischer Literatur 
(2023) legt der Emeritus des Staats- und Verwaltungs-
rechts Bodo Pieroth nun ganz aktuell sein kleines, 
aber feines Werk „Der Verfassungsstaat in der Litera-
tur – Von Friedrich Schiller bis Theodor Fontane –“ 
vor.

„Der Verfassungsstaat ist in den Revolutionen in 
Nordamerika und Frankreich im späten 18. Jahrhun-
dert entstanden. In Deutschland hat man im 19. Jahr-
hundert um seine Verwirklichung politisch gerungen. 
Diese Auseinandersetzungen und Kämpfe bilden den 
Gegenstand der Verfassungsgeschichte. Sie waren 
gleichzeitig vielfach Gegenstand der (belletristischen) 
Literatur.“ Mit diesen Sätzen des Vorworts ist der wei-
tere Lauf der Darstellung bereits im Wesentlichen vor-
gegeben.

In den 19 Kapiteln, die der Einleitung folgen, welche 
ihrerseits nochmals herausarbeitet, was den Verfas-
sungsstaat überhaupt ausmacht, skizziert der Autor 
anhand heute noch bekannter Autoren und Werke, 
aber auch unter Rückgriff auf in Vergessenheit gera-
tene literarische Zeitzeugen und Akteure des Ringens 
um den (geeinten) Verfassungsstaat in Deutschland, 
die Entwicklung der einzelnen Elemente des Verfas-
sungsstaats. Wenig überraschend beginnt Pieroth mit 
Friedrich Schillers „Wilhelm Tell“ und der dort litera-
risch verarbeiteten Entstehung kollektiver und indivi-
dueller Selbstbestimmung als wesentlichem Merkmal 
der Demokratie. „Rechtsschutz als notwendiges Ele-
ment des staatlichen Gewaltmonopols“, besser: die 
tragisch endende Suche nach diesem Schutz, ist 
Thema Heinrich von Kleists „Michael Kohlhaas“. Die 
sogenannte Demagogenverfolgung nach 1819 bildet 
die Folie, auf der Pieroth die „Knarrpanti-Episode“ aus 
E.T.A. Hoffmanns „Meister Floh“ unter der Überschrift 
„Wider die Gesinnungsstrafe“ und Jodocus Temmes 
„Der Domherr“ im Kapitel „Für Volkssouveränität und 
bürgerliche Gleichheit“ untersucht. Weiterer Gegen-
stand der Betrachtung ist der Einsatz zahlreicher Lite-
raten für die Pressefreit, dem sich Pieroth etwa bei 
seiner Analyse von Heinrich Heines „Deutschland. Ein 
Wintermärchen“ widmet. Weniger bekannt als die 
wiederum als historischer Hintergrund dienende Pro-
testation der „Göttinger Sieben“ im Jahre 1837 an 
sich ist das Werk „Hundert Jahre 1770 – 1870“ von 
Heinrich Albert Oppermann.

Nun ist es eine Binse, dass 
Geschichte sich nicht wiederholt. 
Neben der trotz ihrer Skizzenhaf-
tigkeit stets fundierten literari-
schen Analysen und der ebenso 
profunden rechtlichen bzw. 
rechtshistorischen Einordnung 
beeindruckt vor dem Hintergrund 
der kurzen biografischen Anmer-
kungen gleichwohl insbesondere 
der persönliche Mut der behan-
delten Autoren, die in ihrer Mehr-
zahl an der Revolution von 
1848/49 beteiligt waren und von 
denen viele der Frankfurter Natio-
nalversammlung angehörten. Ihr 
Denken und Tun hatte für sie 
häufig gravierende persönliche 
Folgen: Heinrich Albert Opper-
mann beispielsweise stand wegen seiner Aktivitäten 
bei dem Göttinger Aufruhr unter ständiger polizeili-
cher Beobachtung und erhielt erst mit erheblicher 
Verzögerung seine Anwaltszulassung. Andere – etwa 
Heinrich Heine – trieben Zensur und staatliche Verfol-
gung ins Exil. E.T.A. Hoffmanns Satire auf blinden 
staatlichen Verfolgungswahn schließlich brachte dem 
erfolgreichen preußischen Juristen ein Verfahren 
wegen Majestätsbeleidigung ein. Mit Blick auf die 
Aktualität des „modernen Majestätsbeleidigungspa-
ragraphen“ 188 StGB sei daher jedem kritischen 
Juristen zumindest die aufmerksame Lektüre dieses 
Kapitels, besser aber noch des ganzen Buches drin-
gend ans Herz gelegt.

Fazit: Insgesamt handelt es sich auch für den histo-
risch weniger interessierten Juristen um ein absolut 
lesenswertes Werk, das gerade mit Blick auf die 
Lebensläufe der behandelten Autoren zeigt, welche 
Errungenschaft unser Verfassungsstaat darstellt. Zur 
Pflege und Verteidigung dieser Errungenschaft wird 
es auch zukünftig mehr brauchen, als „Haltung“ und 
„Gratismut“.

Bodo Pieroth
Der Verfassungsstaat in der Literatur, 
349 S., ISBN978-3-406-83174-4
2025, C.H.Beck, 36,90€
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ÜBER DEN TELLERRAND ÜBER DEN TELLERRAND

In der Deutschen Richterzeitung (9/2024) hat ein 
ukrainischer Kollege unter der Überschrift „Gerichte in 
Trümmern, aber das Recht schweigt nicht“ über die 
schlimmen Bedingungen berichtet, unter denen die 
Arbeit der ukrainischen Justiz im russischen Angriffs-
krieg leidet. All den rechtstreuen Kolleginnen und Kol-
legen, die sich nicht unterkriegen lassen, gilt unsere 
Hochachtung. Allerdings ist dies nur eine Seite der 
Medaille. Die rista- Redaktion ist der Auffassung, dass 
zu einem objektiven Bild vom Stand der Justiz in der 
Ukraine gehört, deren Schattenseiten nicht unter dem 
Mantel der Solidarität zu verstecken.

In der Süddeutschen Zeitung, einem gewiss nicht 
ukrainefeindlichen Organ, wurde am 15.04.2025 
unter dem Titel „Halbherzig im Krieg gegen Korrup-
tion“ ein erschreckender Lagebericht geboten, den 
wir hier in Auszügen referieren.

Auf massiven Druck westlicher Geldgeber wurde 
2019 ein „Hohes Anti-Korruptionsgericht“ (HACC) ins 
Leben gerufen. Die Auswahl „sauberer“ Richter 
gelang erst, als ausschließlich westliche Fachleute die 
ukrainischen Kandidaten durchleuchteten. Dieses 
Gericht blieb ein Einzelfall, seine Kompetenz 
beschränkt. Über Klagen gegen das Ministerkabinett, 
die Nationalbank und andere hohe Staatsorgane ent-
schied ein durch und durch korruptes Gericht, das 
Kiewer Bezirks-Verwaltungsgericht. Dessen Chef, 
Pawko Wowk, rühmte sich dessen in abgehörten 
Telefonaten offen, bis das Gericht 2022 geschlossen 
wurde. Insbesondere der IWF verlangte die Einrich-
tung eines obersten Verwaltungsgerichts nach dem 
Vorbild des HACC bis spätestens Ende 2024. Kiew 

überschritt nicht nur diese Frist, sondern schuf gleich 
zwei Verwaltungsgerichte, deren Mitglieder nur noch 
zur Hälfte von internationalen Fachleuten, zur anderen 
Hälfte aber vom als korrupt bekannten ukrainischen 
Richterrat bestimmt werden – nach Meinung westli-
cher Experten, um die Gerichte mit den „richtigen“ 
Richtern zu besetzen und die Fälle dem „geeigneten“ 
Gericht zuzuweisen. 

Sowohl das Verfassungsgericht als auch das Oberste 
Gericht sind nach halbherzigen Reformen weiterhin 
diskreditiert. 2023 wurde Chefrichter Wsewolod Kni-
asjev mit 2.7 Mio. Dollar in bar festgenommen. Er 
hätte das Geld für ein im Sinne des Oligarchen Kons-
tantin Schiwago genehmes Urteil an seine Kollegen 
verteilen sollen. Der Chefrichter kam gegen Kaution 
auf freien Fuß, ein Verfahren steht aus und seine Kol-
legen sind weiter im Amt. 

Auf Druck von Kiews Geldgebern wurden zwar 
gewisse Justizreformen eingeleitet, sie werden aber 
nach Kräften verwässert. So wurden z. B. am Obers-
ten Gericht wegen Korruption entlassene Richter wie-
der eingesetzt. Ein EU-Bericht stellte in Kiew einen 
„generellen Mangel an echtem Willen zur Korruptions-
bekämpfung“ fest. Das Präsidialbüro spielt dabei eine 
zentrale Rolle. Es kontrolliert große Teile der Justiz 
und auch das zur Bekämpfung von Wirtschaftskrimi-
nalität geschaffene Büro für wirtschaftliche Sicherheit, 
das selbst durch notorische Korruption aufgefallen 
ist. Die Vize-Chefin des Präsidialapparates, Irina 
Mudra, trug mit Auftritten im zuständigen Parlaments-
ausschuss dazu bei, dass die Rolle der internationa-
len Experten verringert wurde und diese kein Veto-
recht mehr haben. Die ehemalige Ministerpräsidentin 
Julia Tymoschenko rief mit Unterstützung von Abge-
ordneten der Präsidentenpartei das Verfassungsge-
richt an, um die Beteiligung ausländischer Experten 
bei der Besetzung von Richterposten oder Anti-Kor-
ruptionsbehörden für verfassungswidrig zu erklären.  
Auch die 2018 beschlossene Zeitbeschränkung für 
Korruptionsermittlungen ist trotz westlichen Drucks 
nicht widerrufen worden. Viele Verfahren gegen mut-
maßliche Bestecher müssen bald eingestellt werden. 
Bis heute ist nicht ein einziger hochrangiger Staats-
diener in der Ukraine tatsächlich hinter Gittern gelan-
det, nicht einmal der der Korruption in astronomi-
schem Ausmaß beschuldigte ehemalige Chef der 
Steuerbehörde, Roman Nasirow. Er ist seit 2017 
gegen Kaution auf freiem Fuß.

JUSTIZ IN DER UKRAINE

Der Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI), Videokon-
ferenzen und elektronischen Gerichtsakten prägt 
zunehmend den Arbeitsalltag in der Justiz: Diese 
Technologien versprechen Effizienzsteigerungen, 
werfen jedoch zugleich rechtliche und praktische Fra-
gestellungen auf.

Während der digitale Wandel die Justizlandschaft 
weltweit verändert und fortlaufende Innovationen 
erfordert, um Verfahren effizienter und bürgerfreundli-
cher zu gestalten, variieren die Umsetzungswege von 
Land zu Land.

Ein mehrtägiger Workshop an der Technischen Hoch-
schule Köln im November 2025 brachte Delegationen 
aus Deutschland und der Ukraine zusammen, um 
sich über den aktuellen Stand der Digitalisierung in 
der jeweiligen Justiz auszutauschen. Ziel war es, 
bewährte Ansätze sowie kommende Entwicklungen 
zu diskutieren und Impulse für die zukünftige Gestal-
tung zu gewinnen.

I. Ukraine: Fortschritte und Herausforde-
rungen der Justizdigitalisierung
Die Ukraine hat seit 2017 umfassende digitale Refor-
men im Bereich des Justizwesens umgesetzt. So 
ermöglicht die Implementierung des „Unified Judiciary 
Information Telecommunication System (UJITS)“ eine 
überwiegend digitale Prozessführung. Dr. Oleksandra 
Yanovska, Richterin am höchsten ukrainischen 
Gerichtshof, erläuterte die davon umfassten Module 
„E-Court“ und „E-Cabinet“, die sowohl den elektroni-
schen Dokumentenaustausch als auch virtuelle Ver-
handlungen erleichtern und eine Echtzeiteinsicht in 
Gerichtsentscheidungen gewähren, wodurch die 
Transparenz der Verfahren erheblich gesteigert wird. 
In diesem Zusammenhang wurde auch die Frage dis-
kutiert, unter welchen Kriterien digitale Beweismittel 
akzeptiert werden können, um die Rechtmäßigkeit 
der Verfahren und die verfassungsrechtliche Ordnung 
zu gewährleisten.

Dr. Daria Bochatchuk präsentierte den praktischen 
Einsatz von Justizsoftware und nannte die Bedingun-
gen für die Nutzung von KI durch Richter. Dr. Andrii 
Koshman zeigte die Auswirkungen der Corona-Pan-
demie und des russischen Angriffskriegs auf die Jus-
tiz auf. Im Anschluss äußerte Prof. Dr. Volodymyr Ven-
her verfassungsrechtliche Bedenken zur Justizdigitali-
sierung in der Ukraine und unterstrich, dass 
Digitalisierungsinitiativen – auch bei wünschenswer-

ten pragmatischen Umsetzungen – doch auf einer 
ausreichenden Rechtsgrundlage beruhen müssen. 
Die Ukraine habe in der Praxis bereits eine Vielzahl 
digitaler Verfahren implementiert, die teils jedoch 
lediglich auf ministeriellen Verwaltungsvorschriften 
beruhten.

Ruslan Sydorovych, ehemaliges Mitglied des ukraini-
schen Parlaments und Mitglied der „High Qualifikation 
Commission of Judges of Ukraine“, stellt dar, welche 
Rolle die Digitalisierung im Richterauswahlverfahren 
spielt: So seien digitale Bewerbungsprozesse ein 
gutes Mittel, um Effizienz und Transparenz zu erhö-
hen und dem Richtermangel entgegenzuwirken.

Die – zumindest für deutsche Ohren – erstaunliche 
Tatsache, dass in der Ukraine alle Gerichtsentschei-
dungen innerhalb von 24 Stunden anonymisiert in 
digitaler Form öffentlich zugänglich und durch KI-
basierte Suchfunktionen durchsuchbar sind, berich-
tete Rasim Babanly, Erster Stellvertreter des Stabs-
chefs des obersten ukrainischen Gerichtshofs.

II. Deutschland: Rechtliche Hürden und 
technologische Entwicklungen
Auch in Deutschland schreitet die Digitalisierung der 
Justiz stetig voran. Dabei sind die verfassungsrechtli-
chen Anforderungen stets im Blick zu behalten. Rich-
ter am Verwaltungsgericht Hamburg Dr. David Sta-
dermann nahm die verfassungsrechtlichen Vorgaben 
an Online-Verhandlungen in den Blick und betonte 

DIGITALE JUSTIZ IM WANDEL: 

EIN DEUTSCH-UKRAINISCHER RECHTSVERGLEICH
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besonders die Bedeutung des Rechts auf rechtliches 
Gehör, das in Art. 103 Abs. 1 GG festgeschrieben ist 
und eine fundamentale Rolle im Rechtsstaat spielt. So 
könne ein technischer Mangel bei der stets synchro-
nen Sicht- und Hörbarkeit in einer Videokonferenz zu 
Verfahrensfehlern führen und das Recht auf rechtli-
ches Gehör verletzen.

Prof. Dr. Christian Piroutek (Hochschule Stralsund) 
beleuchtete den Einsatz von Legal Tech-Lösungen 
durch die Justiz wie etwa „OLGA“ (Oberlandesge-
richtsassistenz) und „FRAUKE“ (Frankfurter Urteils-
Konfigurator Elektronisch). KI-gestützte Anwendun-
gen könnten Richter bei der Bearbeitung von Mas-
senverfahren unterstützen, indem sie wiederkehrende 
Aufgaben automatisieren. Er hob hervor, dass KI 
lediglich als Assistenzwerkzeug eingesetzt werden 
sollte, da ein zu starker Eingriff automatisierter Sys-
teme in die Entscheidungsfindung die richterliche 
Unabhängigkeit beeinträchtigen könnte. Grundsätz-
lich sei zu bedenken, dass die geringe Anzahl von 
veröffentlichten Gerichtsentscheidungen in Deutsch-
land die KI-Entwicklung im Justizsektor hemme, da in 
der Folge Trainingsdaten fehlen.

Dr. Daniel Lübcke, Richter am OLG Köln, präsentierte 
die in NRW eingesetzte elektronische Gerichtsakte 
e²A, die im Bereich der elektronischen Aktenführung 
eine benutzerfreundliche Handhabung und hohe 
Sicherheitsstandards biete. Ein Zugriff für Dritte 
erfolge – auch etwa bei Akteneinsichtsgesuchen – 
nicht; vielmehr werden elektronische Dokumente auf 
Anfrage sicher übermittelt.
Ein weiteres Beispiel für gelungene Justizdigitalisie-
rung stellte der Vizepräsident des LG Aachen, Dr. 
Ingo Werner, vor. Das Geschäftsverteilungssystem 
„Justitia“ verteilt Fälle automatisch und gerecht auf 
der Basis eines algorithmischen Berechnungsmo-
dells, wodurch die Transparenz und Effizienz im Ver-

fahren gesteigert werden. Gleichzeitig sichert es das 
Recht auf den gesetzlichen Richter gemäß Art. 101 
Abs. 1 GG.

III. Rechtsvergleich: Zentralismus vs. 
Föderalismus
Beide Länder sehen sich im digitalen Zeitalter ähnli-
chen Herausforderungen in der Justizdigitalisierung 
gegenüber. Diese betreffen etwa die Leistungsfähig-
keit und Verlässlichkeit ihrer IT-Systeme, die Gewähr-
leistung der Nutzerfreundlichkeit für alle Verfahrensbe-
teiligten sowie die Wahrung der richterlichen Unab-
hängigkeit.

Die jeweilige Staatsstruktur eröffnet dabei unter-
schiedliche Wege: Die zentralisierte Struktur der 
Ukraine ermöglicht eine schnelle und flächende-
ckende Einführung neuer Technologien. In Deutsch-
land scheint zuweilen der Föderalismus Digitalisie-
rungsprojekte zu behindern und parallele Entwick-
lungsarbeiten zu generieren. Allerdings sehen andere 
hierin einen innovationsfördernden Wettbewerb zwi-
schen den Bundesländern. Einheitliche und zwischen 
den Bundesländern abgestimmte Lösungen würden 
zudem durch das „Einer für Alle“ (EfA)-Prinzip erreicht.

IV. Zukunftsperspektiven der digitalen 
Justiz
Die zentrale Frage des noch bis 2026 laufenden For-
schungsprojekts lautet: Wie gelingt es, die Digitalisie-
rung der Justiz so voranzutreiben, dass sie Effizienz-
steigerungen erzielt und dabei den rechtsstaatlichen 
Anforderungen Rechnung trägt? Fest steht, dass der 
internationale Austausch und Rechtsvergleich alle 
Beteiligten voranbringt. In zwei weiteren Workshops 
sollen die oben skizzierten Erkenntnisse vertieft wer-
den. Wenn Sie sich einbringen wollen, kontaktieren 
Sie gerne Prof. Dr. Simon J. Heetkamp unter simon.
heetkamp@th-koeln.de

AUS DEN BEZIRKENÜBER DEN TELLERRAND

Sommer, Sonne… nein nicht Strand, sondern die 
europäischen Institutionen in Straßburg waren das 
Ziel der Bezirksgruppe Bonn. 23 aktive und pensio-
nierte Mitglieder starteten am frühen Morgen des 25. 
Juni in Siegburg/Bonn mit der üblichen Verspätung 
und kurzfristigem Gleiswechsel. „Wagen 23, Plätze 
45 – 68, Wagen 7 Plätze 101 …“ – als „Herr der Zah-
len“ bewies der Vorsitzende der Bezirksgruppe Dr. 
Jan Kraus bereits beim Umsteigen sein Talent als Rei-
seleiter. Drei Tage führte er uns unermüdlich durch 
Straßburg und sorgte auch für lukullische Erlebnisse 
in ausgewählten Restaurants. 

Nach der Stadtführung am Anreisetag durch eine 
lokale Reiseleiterin erwartete uns am nächsten Tag 
ein besonderes Highlight: der Europarat und der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte. Dem 
Europarat, der 1949 gegründet wurde, kommt mit 
seinen 46 Mitgliedsstaaten gerade in unserer Zeit eine 
besondere Bedeutung zu, denn er tritt für die Stär-
kung der Menschenrechte, Demokratie und Rechts-
staatlichkeit auf dem europäischen Kontinent und 
darüber hinaus ein. Im Plenarsaal des Europarates 
erlebten wir eine Debatte der Parlamentarischen Ver-
sammlung über einen Empfehlungsvorschlag Italiens 
zur Migration, der auch eine verstärkte Einbindung 
der NGO´s bei der innerstaatlichen Umsetzung for-
dert. Von den gewählten Vertretern der 46 Mitglieds-
staaten hatten 8 Vertreter Redebeiträge angemeldet, 
für die jeweils 3 Minuten Redezeit zur Verfügung stan-
den. Eine Punktlandung mit 3 min schafften fast nur 
die Frauen. Da der Europarat alle Parteien der Mit-
gliedsstaaten umfasst, spiegelten die Redebeiträge, 
die ausnahmslos verlesen wurden, die bekannten 
Positionen wider. Für unsere Gruppe gab der Besuch 
Anlass, über die Bedeutung und Wirksamkeit des 
Europarates miteinander zu diskutieren, da die Ent-
scheidungen für die jeweiligen Regierungen nicht bin-
dend sind. Es gibt keine rechtlichen Sanktionen für 
Staaten, die die Empfehlungen des Europarates nicht 
umsetzen.

Im Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, 
dessen Entscheidungen für die 46 Mitgliedsstaaten 
bindend sind, erwartete uns eine Überraschung: die 
deutsche Richterin Prof. Dr. Anja Seibert-Fohr; eine 
beeindruckende Frau, mit der wir ein interessantes 
und sehr persönliches Gespräch über ihre Arbeit im 
Gerichtshof führen konnten. Sie berichtete über die 
hohe Arbeitsbelastung und ihre Arbeit, die völlig 
anders ist als unsere Tätigkeiten in der Justiz. Diese 
Begegnung war eindeutig der Höhepunkt unserer 
Reise.

Dagegen verblasste der Besuch des Europäischen 
Parlaments ein wenig, der sich in der Besichtigung 
der interessanten Architektur erschöpfte, da keine 
Plenarsitzung stattfand. Alles ist riesig: das Gelände 
umfasst 22.000 qm. Der zweitgrößte Parlamentssaal 
Europas für 720 Abgeordnete wirkt wie der „Turmbau 
zu Babel“ mit über 1100 Büros: ein Babylon von 24 
Sprachen, in die übertragen wird. Bei besonders sel-
tenen Sprachkombinationen, wie etwa Gälisch und 
Maltesisch, wird jeweils zunächst in die Hauptspra-
chen Englisch, Französisch oder Deutsch und dann 
in die anderen Sprachen gedolmetscht. Applaus fin-
det daher nur verzögert statt, und über Witze kann 
auch nur nacheinander gelacht werden.

Voller Eindrücke traten wir die Rückfahrt an. Und wie 
üblich: Anschlusszug in Mannheim verpasst. Das tat 
unserer guten Stimmung keinen Abbruch. Die im Zug 
verstreute Reisegruppe praktizierte direkte Demokra-
tie und stimmte digital ab, mit welchem Zug es weiter 
gehen sollte- erfolgreich, denn letztlich waren es nur 
20 min Verspätung! 

Lydia Niewerth
PAP Bezirksgruppe Bonn

BEZIRKSGRUPPE BONN

BONJOUR LA FRANCE!

IN EIGENER SACHE 

Prof. Dr. Gerd Hamme und Kai Niesten-Dietrich, 
Vorsitzender und Geschäftsführender des DRB-
NRW, besuchten die Redaktionskonferenz der 
rista im Juli. Beide waren zum ersten Mal bei 
einem Redaktionstreffen dabei. Sie hatten gleich 
Vorschläge für diese Ausgabe und beteiligten 
sich am Brainstorming für die Ausgabe 5, die im 
Oktober erscheint.
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Das erste Bundesdatenschutzgesetz und das nach-
folgende Datenschutzgesetz des Landes NRW waren 
das Titelthema der rista vor 45 Jahren. Es ging im 
Wesentlichen um zwei Fragen: die erste betraf die 
Nutzung der Zentral-Namenskartei der Staatsanwalt-
schaft, und in der zweiten ging es um „Auskunftser-
suchen der Staatsanwaltschaften und Strafgerichte 
an andere Behörden, die Daten für eigene Zwecke 
verarbeiten“.  Vor allem die Zentral-Kartei der Staats-
anwaltschaften beschäftigte die rista. Bei der Datei 
handelte es sich übrigens um „aus in Kästen abge-
legte Karteikarten“. Von elektronischer Datei war 
noch nicht die Rede. Damals herrschten unterschied-
liche Ansichten darüber, ob diese Kartei unter das 
Datenschutzgesetz fallen würde. Die herrschende 
Ansicht sprach sich dafür aus. 

Der Artikel befasste sich mit den Voraussetzungen, 
unter denen Auskunft erteilt werden konnte und wes-
sen Anfragen beantwortet werden mussten, und kam 
zu dem Ergebnis: Direkten Anspruch auf Auskunft 
haben nur Bedienstete der karteiführenden Staatsan-
waltschaften und Beschuldigte. Staatsanwaltschaf-
ten und Strafgerichte erhalten nur unter strengen Vor-
aussetzungen zweckgebunden Auskünfte. Familien-
gerichte, z. B. in Sorgerechtsverfahren, erfüllten diese 
Voraussetzungen nicht. Im Wesentlichen galt das 
auch für Auskunftsersuchen an andere Behörden, die 
Daten für eigene Zwecke verarbeiteten, auch hin-
sichtlich der Vorschriften für Löschungen, und Sper-
ren wie für Steuergeheimnis, Zeugnisverweigerungs-
rechte. Fazit des Artikels hinsichtlich der ersten Frage: 
die Qualifizierung der Zentral-Kartei der Staatsanwalt-
schaft stelle Betroffene besser, Gerichte und andere 
Behörden dagegen schlechter. Im Übrigen befasst 
sich die Ausgabe 4 im Jahr 1980 mit den Erwartun-
gen an die neue Landesregierung nach der Land-
tagswahl im Mai. Der damalige Vorsitzende des Rich-
terbundes NRW, Walter Kühne, formulierte die Hoff-
nung, dass sich die neue Regierung unter Johannes 
Rau der Wirklichkeit stelle. Die beschrieb er so: „Hoff-
nungslos überlastete Finanzgerichte, Verwaltungs- 
und Sozialgerichte mit steigenden Eingängen verur-
sacht durch immer mehr Gesetze, die zu mehr Auf-
gaben und neuen Klagen führten. Bewältigt könne 
das nur mit mehr Stellen.“ Der damalige Vorsitzende 
mahnte schon vor 40 Jahren bessere Arbeitsbedin-
gungen für Richter und Staatsanwälte an, um qualifi-
zierten Nachwuchs zu gewinnen. 

RISTA VOR 45 JAHREN

TITELTHEMA WAR DER DATENSCHUTZ  

Außerdem befasste sich die rista 4/1985 mit der 
„bedrohlichen Personalsituation“ bei den Staatsan-
waltschaften. Insbesondere die Bezirke Hamm und 
Düsseldorf hätten zu wenig Bewerber. Einzelne 
Bezirke seien zu 40 Prozent unterbesetzt. Einen Blick 
warf die rista auch auf die Arbeit der Familiengerichte 
in NRW nach der Reform des Ehe- und Familien-
rechts 1977 sowie den Gemeinsamkeiten bzw. Unter-
schieden in der Berechnung von Unterhaltsansprü-
chen nach den Unterhaltstabellen der OLG-Bezirke 
Hamm, Düsseldorf und Köln. Die Zeitung lieferte auch 
einige Zahlen aus der Justiz, darunter der Personal-
bestand in der Justiz aufgegliedert nach Bund und 
Land. Dazu veröffentlichte die rista, wieviele Frauen 
im Richteramt tätig sind. Danach waren in der Ordent-
lichen Gerichtsbarkeit 1979 von 3.632 Richtern 560 
Frauen (entspricht 15,4 %) in der Verwaltungsge-
richtsbarkeit waren 12 Prozent Richterinnen (43 von 
359 Richtern); in der Finanzgerichtsbarkeit 7 von 123 
(entspricht 5,7%); in der Arbeitsgerichtsbarkeit 19,8% 
(26 von 131 Richtern) in der I. Instanz und 11,7% (4 
von 34 Richtern) in der II. Instanz, und in der Sozial-
gerichtsbarkeit waren es 18,2% (26 von 143 Richtern) 
in der I. Instanz und 11,9% (10 von 84 Richtern) in der 
II. Instanz. 

(das alles und mehr nachzulesen unter: rista-Archiv, 
Heft 4 1980; www.drb-nrw.de) 

rückBLICK
75 Jahre Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen

Während das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland schon 1949 in Kraft getreten war, wurde die 
nordrhein-westfälische Landesverfassung erst ein Jahr 
später 1950 verkündet. Nach der Beschlussfassung des 
Landtages wurde sie zusätzlich durch einen Volksent-
scheid am 18. Juni 1950 bestätigt. Denn nach Artikel 90 
ist die Verfassung „dem Volke zur Billigung zu unterbrei-
ten“. 

Das bevölkerungsreichste deutsche Bundesland hat kei-
nen homogenen historischen Vorgänger. Nach dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs und der Befreiung von der Nazi-
Diktatur bildete die britische Militärregierung 1946 im Zuge 
der „Operation Marriage“ aus der früheren preußischen 
Provinz Westfalen und dem Nordteil der ebenfalls preußi-
schen Rheinprovinz (Nordrhein) ein Bindestrich-Land, in 
das 1947 noch das Land Lippe aufgenommen wurde. So 
erklärt sich das dreigeteilte Landeswappen, das aus dem 
stilisierten Verlauf des Rheins für das Rheinland, dem 
springenden silbernen Sachsenross für Westfalen und der 
roten Rose für das Land Lippe besteht. 

Die Besatzungsmacht ernannte 1946 einen Landtag. Von 
der Militärregierung ernannte Landtage gab es auch in 
anderen Bundesländern, beispielsweise in Schleswig-Hol-

stein. Ab 1947 fanden demokratische Wahlen statt. Ein 
vom Landtag eingesetzter Verfassungsausschuss erarbei-
tete mehrere Jahre den Entwurf einer Verfassung, die im 
Rahmen des föderalen Systems der Bundesrepublik mit 
dem Grundgesetz vereinbar sein musste. 

Der Inhalt der Landesverfassung gliedert sich in drei Teile. 

Der erste Teil bestimmt die Grundlagen des Landes, seit 
2020 ergänzt um ein ausdrückliches Bekenntnis zur Euro-
päischen Union (Art. 1). 

Der zweite Teil enthält Grundrechte („Von den Grundrech-
ten …“), nimmt aber in Art. 4 auf die im Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland gewährleisteten Grund-
rechte und staatsbürgerlichen Rechte Bezug und erklärt 
diese zu einem Bestandteil der Verfassung und unmittel-
bar geltendem Landesrecht. 1978 wurde das Grundrecht 
auf Datenschutz gesondert eingeführt. Darüber hinaus fin-
den sich in diesem Teil verschiedene Vorschriften zu Fami-
lie, Schule, Kunst und Wissenschaft, Religion sowie Arbeit 
und Wirtschaft. Der Umweltschutz wurde bereits 1985 als 
Staatszielbestimmung in der Verfassung verankert. 

Im dritten Teil der Landesverfassung sind die Organe und 
Aufgaben des Landes geregelt, insbesondere der Land-
tag, die Landesregierung, das Gesetzgebungsverfahren, 
die Rechtspflege, die Verwaltung und das Finanzwesen. 
Für die Rechtsprechung, die gemäß Art. 3 Abs. 3 durch 
unabhängige Richter ausgeübt wird, bestimmt die Verfas-
sung ausdrücklich, dass Männer und Frauen aus dem 
Volke nach Maßgabe der Gesetze zu beteiligen sind (Art. 
72 Abs. 1). Schließlich findet auch der Verfassungsge-
richtshof des Landes, der seinen Sitz in Münster hat, seine 
Grundlage in den Artikeln 75, 76 der Landesverfassung. 

Seit ihrem Inkrafttreten am 11. Juli 1950 wurde die Verfas-
sung für das Land NRW bereits 20-mal geändert. Sie hat 
sich in den 75 Jahren ihres Bestehens für die Menschen 
im Land und im politischen Alltagsleben bewährt. 

„Es waren die sichtbaren Trümmer aus Beton und aus 
Stahl. Es waren aber auch die Trümmer von Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit.“, so beschrieb Landtagspräsi-
dent André Kuper den Zustand nach Kriegsende bei dem 
Festakt im Düsseldorfer Landtag zum 75-jährigen Jubi-
läum der Landesverfassung. 
 

RÜCKBLICK RÜCKBLICK
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AUS DEM VERBANDAUS DEM VERBAND

GELUNGENE PREMIERE:

ERST DAS VERGNÜGEN DANN DIE ARBEIT! 

Nein, der Vorstand hat nicht nur gefeiert. Der gesel-
lige Abend am Vorabend der Sitzung des Gesamtvor-
standes diente dem Austausch untereinander. Eine 
rundum gelungene Premiere am 30. Juni, bei der 
alles stimmte: das Wetter, das Barbecue in der Maxi-
Gastro und die Stimmung. Entsprechend positiv 
waren die Rückmeldungen am nächsten Morgen und 
das Bedauern derjenigen, die nicht dabei waren. 

Der Geschäftsführende Vorstand war am 30. Juni 
bereits fleißig und bereitete die Sitzung des Gesamt-
vorstands am 1. Juli vor. Dort berichtete der Vorstand 
über die Modernisierungsoffensive der Regierung. In 
mehreren Gesprächen im Finanz- und Justizministe-
rium ist der Verband für Zulagen für den Eil- und 
Bereitschaftsdienst eingetreten. Es geht um eine Pau-
schale in Höhe von 300 Euro, und die Aussichten für 
eine Einführung scheinen nicht schlecht zu sein. 
Ebenfalls im Bereich des Möglichen: mehr Beförde-
rungsstellen. R1Z muss nach Auffassung des DRB 
weg, so dass Leiter eines Gerichts/einer Behörde 
nach R2 besoldet werden. Zudem sollte statt jede 7. 
Stelle jede 6. Stelle nach R2 angehoben werden. 
Ende des Jahres, so die Planungen der Ministerien, 
werde darüber beraten. Sollte es so kommen, wäre 
das ein „echter Erfolg“ der Verbandsarbeit, sagte 
Gerd Hamme. 

Großes Thema waren die Auswirkungen der Streit-
wertanhebung insbesondere auf das Personal und 
die Pebb§y-Fortschreibung. Ein „komplexes Thema“, 
zu dem der DRB bereits einen Schnellbrief 9/25 ver-
öffentlicht hat, auf den wir hier verweisen. 

Die Auswirkungen kurz und knapp: Mehr Verfahren 
für die Amtsgerichte und das Personal, weniger Ein-
gänge bei den Landgerichten und weniger Beru-
fungsverfahren bei den Oberlandesgerichten. Der 
DRB befürchtet, dass Personal bei den Landgerich-
ten verloren geht und es bei den Oberlandesgerichten 
weniger Erprobungsstellen gibt. Gerd Hamme, 
nannte die Streitwertanhebung ein „Riesenthema“, 
das mit hoher Geschwindigkeit durchgezogen werde 
und fügte hinzu: „Das geht nicht geräuschlos“. 

Bewegung gibt es auch in den Fachgerichtsbarkei-
ten. Es geht um eine Strukturreform in der Arbeitsge-
richtsbarkeit. Das schließt eine mögliche Schließung 
von kleineren Gerichten ein. Es sei notwendig, darü-
ber nachzudenken, da es in NRW viele sehr kleine 
Arbeitsgerichte gebe, war die vorwiegende Meinung. 

Aber: „Wir müssen wachsam sein, damit diese Struk-
turreform nicht eine Blaupause für eine Schließung 
kleinerer Amtsgerichte in der Fläche werde, hieß es 
aus der Runde des Gesamtvorstandes. Es gebe aber 
die Zusage, dass in dieser Legislaturperiode nicht 
über andere Gerichtsbarkeiten nachgedacht werde. 

In der Sozialgerichtsbarkeit gehe es darum, die 
Zuständigkeit für Kinder- und Jugendhilfe, Wohngeld, 
BAföG und Unterhaltsvorschuss an die Sozialgerichte 
zu verlagern, wogegen sich die Verwaltungsgerichts-
barkeit deutlich ausgesprochen hat.  

Hinsichtlich der Besoldungsklagen vermeldete der 
Vorstand, dass alle Klagen bis zur Entscheidung der 
Musterverfahren ruhend gestellt würden – so jeden-
falls die Aussage des LBV. Auch die Einrede der Ver-
jährung werde nicht erhoben. Diese Zusage habe das 
Landesfinanzministerium gegeben. 

Bei Fragen zu den Klagen ist die DRB-APP empfeh-
lenswert. Dort ist über einen eigenen Chat eine kleine 
„Experten-Gruppe“ zu erreichen, die Fragen rund um 
das Thema Besoldung beantworten will. Näheres 
wissen die Bezirksgruppen. 

Zusammengekommen war der Gesamtvorstand 
auch, um die Wahlen zu den Richterräten und Staats-
anwaltsvertretungen vorzubereiten. Hier sind einige 
Vorschläge in der „Pipeline“. Unter anderem geht es 
um eine Digitalisierung, eine mögliche Briefwahl und 
eine Fallsammlung für die Wahlvorstände, um Ant-
worten auf immer wieder auftauchende Probleme zu 
sammeln. Bleiben wird das „Windhundprinzip“ bei 
der Einreichung von Wahllisten. Fazit: Es wird statt 
einer Reform des Wahlverfahrens „eher ein Reförm-
chen“. Die Vorsitzenden der Bezirksgruppen wurden 
gebeten, DRB-Mitglieder für die Wahlen zu den Per-
sonalvertretungen zu gewinnen. 

Relativ weit ist die Planung der Landesvertreterver-
sammlung am 9. und 10. März 2026 in Köln. Sie wird 
unter dem Thema, „Aus- und Fortbildung für eine 
moderne Justiz“, stehen. Dazu soll das erfolgreiche 
Modell mit verschiedenen Workshops fortgesetzt 
werden. Für die Detailplanung hat sich eine kleine 
Arbeitsgruppe gefunden. 

Frust war aus den Berichten der Staatsanwälte her-
auszuhören. Die Belastungsquote liegt nach einer 
Hochrechnung des Landes für dieses Jahr bei über 

140 Prozent. Es fehlen 450 Staatsanwälte. Den 
Zustand bezeichneten Jens Hartung, stellvertretender 
Landesvorsitzender, und Christian Seiffge von der 
Staatsanwaltskommission als „desaströs“. Es fehlen 
nicht nur Staatsanwälte, auch „Rechtspfleger sind ein 
rares Gut“. Zudem gebe es erhebliche Probleme bei 
der Einführung der E-Akte. Als Beispiele nannten Har-
tung und Seiffge, dass die Polizei nicht priorisieren 
könne, die E-Akte nicht effektiv gesichert werden 
könne und man nicht wisse, ob bei einer Weiterlei-
tung, ob der Empfänger wirklich im Dienst sei. Insge-
samt berichteten beide wenig Positives. „Im Strafbe-
reich ist die Digitalisierung am wenigsten fortgeschrit-
ten“, sagte Christian Seiffge. 

Zum Ende berichteten die Vertreterinnen der Asses-
soren. Sie versuchen, einen landesweiten Stamm-
tisch ins Leben zu rufen, und baten um Unterstützung 
aus den Bezirken. Unterstützung benötigen auch die 
Pensionäre und die Verbandszeitschrift. Während die 
Pensionärsvertretung vor allem neue Mitstreiter aus 

den anderen Bezirken Hamm und Düsseldorf gewin-
nen möchte, weil sowohl Marga Reske als auch 
Johannes Schüler aus dem Kölner Bezirk stammen, 
und deshalb aufgrund der Entfernung Schwierigkei-
ten haben, Unternehmungen etwa in Ostwestfalen zu 
organisieren. Der rista ist jede und jeder aus dem 
Land als Zulieferer und/oder Redakteur/-in willkom-
men. 

Am Ende der Versammlung wies der Vorstand noch 
auf zwei Neuerungen hin: Der DRB in NRW ist jetzt 
bei LinkedIn und Abonnenten der Deutschen Richter 
Zeitung können sie jetzt auch in einer eigenen APP 
lesen. 

Eine kleine Überraschung hatte 
der Verband sich für Jens Hartung, 
stellvertretender Vorsitzender des 
DRB-NRW, ausgedacht. Bevor der 
Gesamtverstand in die Tagesord-
nung eintrat, überreichte ihm der 
Vorsitzende des Verbandes Prof. Dr. 
Gerd Hamme ein kleines Geschenk. 
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WIR GRATULIEREN ZUM GEBURTSTAG: SEPTEMBER/OKTOBER 2025

Zum 60. Geburtstag		
05.09.	 Nicole Clouth-Gräfin von Spee 
07.09.	 Sabine Tackenberg 
27.09.	 Andreja Lendvai 
28.09.	 Claudia Schmidt 
05.10.	 Dr. Barbara Kniesel 
22.10.	 Anneli Heidtkamp-Pöhler 
27.10.	 Yvonne Rothe 

Zum 65. Geburtstag		
01.09.	 Katrin van Rossum 
15.09.	 Ursula Havertz-Derichs 
19.09.	 Thomas Keusch 
21.09.	 Birgit Murawski 
27.09.	 Gertrud Formann 
27.09.	 Andreas Bauer 
30.09.	 Rainer Harnacke 
05.10.	 Klaus Petermann 
06.10.	 Cornelia Adam 
13.10.	 Dr. Bernhard Weflling-Schregel 
23.10.	 Margarete Funken-Schneider 
23.10.	 Michael Lucht 

Zum 70. Geburtstag		
10.09.	 Erwin Golumbeck 

Zum 75. Geburtstag		
20.09.	 Gerhard Riechert 
29.09.	 Dorothee Roggendorf 
10.10.	 Heinz-Dieter Beckmann 
13.10.	 Axel Fey 
16.10.	 Robert Turnwald 
		
Zum 80. Geburtstag		
08.09.	 Ulrich Jopen 
13.09.	 Dr. Gerhard Szafran 
03.10.	 Dieter Cygan 
13.10.	 Edmund Rammert 
27.10.	 Walter Selter 
		
Zum 85. Geburtstag		
21.09.	 Christa Lepa 
10.10.	 Peter Gerber 

und ganz besonders		
02.09.	 Wilhelm Remy 94 J.
08.09.	 Dr. Helga Engshuber 90 J.
08.09.	 Robert Ehl 86 J.
12.09.	 Paul Tillmanns 92 J.
12.09.	 Josef Wewers 91 J.
25.09.	 Margret Kluge 86 J.
01.10.	 Dr. Elisabeth Kuhnel 93 J.
03.10.	 Juergen Schaper 87 J.
03.10.	 Hubert Peuker 86 J.
05.10.	 Franz Midderhoff 86 J.
06.10.	 Josef Wedeking 91 J.
06.10. Dr. Armin Luenterbusch 87 J.
11.10.	 Karl Peter Falkenkötter 8 7J.
12.10.	 Alois Weiss 93 J. 
12.10.	 Ernst-Juergen Kratz 90 J.
13.10.	 Marianne Globke 86 J.
14.10.	 Manfred Burger Wittke 86 J.
15.10.	 Wilfried Huthmacher 88 J.
17.10.	 Gerhard Both 87 J.
17.10.	 Jürgen Jürgens 86 J.
18.10. Dr. Martin Birmanns 94 J.
25.10.	 Gert Viegener 90 J.
31.10.	 Heinrich Brinkmann 91J.

Die Pensionärsansprechpart-
ner haben wieder etwas aus-
getüftelt – dieses Mal etwas 
Ausgefallenes, aber sehr Inte-
ressantes, nämlich „Künstli-
che Intelligenz“, kurz „KI“. 
Das Deutsche Museum zeigt 
eine Sonderausstellung zu 
diesem Thema. Das Beste 
daran, man muss nicht nach 

München fahren, sondern nur bis Bonn, wo es eine 
Dependance des Museums gibt. 

Das Datum steht auch schon fest, der 09.09.2025 
um 14 Uhr. Die Adresse des Deutschen Museums ist 
Ahrstraße 45, 53175 Bonn. 

Die Führung wird etwa 2 Stunden dauern. Viele Stati-
onen der Ausstellung sind erläuterungsbedürftig, eine 
Führung daher notwendig, auch wenn es überall 
Schilder mit einer kurzen Erläuterung gibt. Es wird 
auch einen Kurzvortrag zu Beginn der Führung 

geben. Im Anschluss daran sind in einem nahe gele-
genen Café Plätze reserviert, um den Museumsbe-
such bei Kaffee und Kuchen ausklingen zu lassen. 

Am Deutschen Museum gibt es Parkplätze und ein 
Parkhaus. An dem Café sind ebenfalls Parkmöglich-
keiten vorhanden. Der Weg zu Fuß vom Museum zum 
Café dauert etwa 10 Minuten. 

Wie immer sind natürlich auch alle aktiven Mitglieder 
des Richterbundes herzlich eingeladen. Und natürlich 
können Sie auch in Begleitung kommen. Sie müssen 
nur die Anzahl der Personen vorher angeben, damit 
die Reservierungen entsprechend angepasst werden 
können. Alle Kosten werden ohnehin selbst getragen. 

Anmeldungen bitte per Mail an paps@drb-nrw.de.

Bei dieser Gelegenheit: Wenn Sie in den E-Mail-Ver-
teiler der Pensionärsansprechpartner aufgenommen 
werden möchten, senden Sie doch bitte  eine kurze 
Mail ebenfalls an die o. g. Mailadresse. 

NEUES VON DEN ALTEN

EINLADUNG

SONDERAUSSTELLUNG „KÜNSTLICHE INTELLIGENZ“

Im Frühjahr 2025 machte eine Rechtsanwältin in Inter-
views auf ein von ihr verfasstes Werk, das Missstände 
im Familienrechtssystem aufdecken soll, aufmerksam. 
In gestalterischer Hinsicht fällt auf, dass die Autorin 
eine erfrischend assoziative Darstellungsweise wählt – 
ein Stil, den man eher im Bereich der Belletristik als in 
einem Sachbuch erwartet hätte. Die jeweils mit Nach-
druck vorgetragene Kritik an vermeintlichen Missstän-
den und die stets schwer „menschelnden“ (betroffene 
Kinder werden etwa regelmäßig mit Namen und der 
Beschreibung ihrer äußeren Erscheinung eingeführt) 
Einblicke in selbst erlebte Fälle changieren dabei ohne 
erkennbare Struktur. Redaktionell fällt überdies die 
Häufigkeit von sprachlichen Mängeln ins Auge, die 
sich im inkonsequent erstellten sog. „Quellenverzeich-
nis“ fortsetzt. Der Publikation hätte eine Durchsicht 
zum Herauskämmen von Fehlern jedenfalls gut getan.

Inhaltlich sei vorweggeschickt, dass der Rezensent 
keineswegs bereits erreichte Perfektion im Familien-
rechts- und Jugendhilfesystem wahrnimmt, sondern 
sogar (als Anleihe bei einem geschätzen Kollegen) 
eine Vorliebe für die Vogelart des „Nestbeschmutzers“ 
hat. Allerdings sollte eine solche Kritik dann tunlichst 
mit einer fundierten Begründung versehen werden. 
Dies misslingt dem Werk von Rechtsanwältin Dr. 
Nadolny.

Es soll nicht verschwiegen werden, dass die Autorin in 
Teilen nachvollziehbare (wenngleich: nicht innovative) 
Ziele verfolgt. Soweit sie etwa Wert auf eine gute Aus- 
und Fortbildung in Jugendamt und Justiz legt, ist hier-
gegen nichts zu erinnern. 

Soweit die Verfasserin den Ablauf familiengerichtlicher 
Kindesanhörungen kritisiert, stellt sich die Frage, 
woher sie ihre diesbezüglichen Erkenntnisse hat. Den 
jedenfalls minimalinvestigativen Aufwand, die Kinder 
im Nachgang befragt zu haben, weist sie jedenfalls 
nicht nach. Die Autorin unterstellt allen weiteren Betei-
ligten an familiengerichtlichen Verfahren mangelnde 
interdisziplinäre Kenntnis, nimmt solche aber ohne 
Begründung offensichtlich für sich selbst in Anspruch. 
Dass ihre Forderungen zur Fortbildung von Familien-
richtern nicht nur der Rechtslage entsprechen (§ 23b 
Abs. 3 GVG), sondern auch in der Praxis umgesetzt 
werden (bspw. mit einem viermoduligen Fortbildungs-
angebot in Nordrhein-Westfalen), ficht die Autorin bei 
ihrer Fundamentalkritik nicht an.

Die Autorin zeigt zudem an unterschiedlichen Stellen 
mangelnden Sachverstand, wenn etwa im Bereich der 

Jugendhilfe (entgegen des Richtervor-
behalts in § 42 Abs. 1 Nr. 2 lit. b) SGB 
VIII) angenommen wird, das Jugend-
amt müsse das Gericht erst nach einer 
Inobhutnahme informieren (S. 10), als 
Voraussetzung für eine einstweilige 
Anordnung entgegen § 49 FamFG eine 
Gefahrensituation verlangt (S. 114) 
oder annimmt, Umgangsverfahren 
seien Antragsverfahren (S. 171). Wenn 
sie dann verschiedentlich mangelnde 
Wissenschaftlichkeit in der Arbeit 
anderer moniert und Jugendamtsfach-
kräften „Setzen, sechs.“ (S. 169) ent-
gegnet, würde man aufgrund der Ironie dieser Aus-
sage schmunzeln, wenn es nicht so bitter wäre. Dies 
gilt inbesondere in Ansehung des Zitats der zweifel-
haften Studie von Hammer (Fn. 82), die bedauerlicher-
weise auch der DRB unwidersprochen gelassen hat. 
Getrübt wird der Eindruck ferner dadurch, dass die 
Autorin vermehrt Fachbegriffe fehlerhaft verwendet 
(„mündliche Verhandlung“ in FamFG-Verfahren; 
Bezeichnung des EGMR als EMRK und EuGH).

In der Gesamtschau lässt das Buch den Leser über 
die Frage grübelnd zurück, ob entweder die Autorin 
für die von ihr tatsächlich empfundenen Probleme 
keine tragfähige Argumentation finden kann, oder ob 
sie mit der reißerischen Darstellung des Buchs weni-
ger ideelle als vielmehr kommerzielle Zwecke verfolgt 
und dabei bewusst unberechtigte Zweifel am Rechts-
staat bei den Lesern schürt.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Lek-
türe des Werks jedem ans Herz zu legen ist, der auf 
der Suche nach dem kleinen rechtsstaatlichen Grusel 
zwischendurch ist. Im Übrigen kann man dem Laien 
(wegen der Gefahr, sich auf der Grundlage misslunge-
ner Gedankenführung vom Rechtsstaat zu entfernen) 
sowie dem Profi (wegen der schmerzhaften Fülle an 
handwerklichen Fehlern) nur dringend empfehlen, das 
Buch so schnell wie möglich aus der Hand zu legen.

Dr. Jennifer Nadolny, 
Tatort Familiengericht, 
207 S., ISBN 978-3-99060-495-3, 
2025, Goldegg Verlag, 22,00 €

Richter am Amtsgericht Jan Prinz, LL. M., Bottrop

RECHTSANWÄLTIN DR. NADOLNY.

TATORT-ERMITTLERIN AUF ABWEGEN

REZENSION




